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Prävention

Der Verlust der Wohnung ist in der
Regel der Endpunkt eines Prozesses,
der nicht von heute auf morgen abläuft.
Bevor finanzielle Einbrüche, Schulden,
Mietrückstände, psychosoziale Krisen
oder Konflikte zum Wohnungsverlust
führen, gibt es die Chance zu handeln.
Diese Chance heißt Prävention.
Das Ministerium für Generationen,
Familie, Frauen und Integration des
Landes NRW hat sich die Aus-
schöpfung aller präventiven Möglich-
keiten in der Wohnungsnotfallhilfe
zum Ziel gesetzt. Das zeigt der Titel
des NRW-Landesprogramms Wohnungs-

losigkeit vermeiden – dauerhaftes
Wohnen sichern. Das Programm zielt
darauf ab, alle Akteure der Woh-
nungsnotfallhilfe auf die Potenziale
der Prävention aufmerksam zu machen.
Präventive Ansätze lassen sich dabei in
drei Typen differenzieren: Primär-,
Sekundär- und Tertiärprävention. Das
NRW-Landesprogramm bietet die Mög-
lichkeit, neue Strategien und Instru-
mente innerhalb dieser drei Präven-
tionsbereiche zu erproben. So unter-
schiedlich die geförderten Projekte
sind - gemeinsam ist ihnen der
Gedanke der Prävention. 

Liebe Leserinnen, liebe Leser,

die Vermeidung von Wohnungsnotfällen - kurz Prävention - ist die Leitidee des

NRW-Landesprogramms Wohnungslosigkeit vermeiden – dauerhaftes Wohnen

sichern. Sie zieht sich wie ein roter Faden durch alle Projekte. Diesen roten Faden

verfolgt die aktuelle Plattform. Sie präsentiert einige aktuelle Präventions-

projekte, die durch die Förderung des Ministeriums für Generationen, Familie,

Frauen und Integration des Landes NRW entstanden sind. Bevor jedoch die

Praxis zu Wort kommt, bezieht die Wissenschaft Stellung zur Prävention: Sofie

Eichner stellt zunächst die Ergebnisse einer Befragung der im NRW-

Landesprogramm geförderten Zentralen Fachstellen vor, die die Programm-

geschäftsstelle im vergangenen Jahr durchgeführt hat. Ulrike Berendt und

Jürgen Bäumer ziehen dann die Verbindungslinie von der Sozialraum-

orientierung zur Prävention durch Zentrale Fachstellen. Im Anschluss daran ski-

zziert Volker Busch-Geertsema neue und alte Herausforderungen, denen sich die

Wohnungsnotfallprävention gegenüber sieht.

Prävention im Landesprogramm

Quelle: www.photo-

case.com

Begriffsbestimmung  Prävention in der Wohnungsnotfallhilfe
Primäre Prävention ist darauf ausgerichtet, allgemeinere Bedingungsfaktoren und Ursachen der
Wohnungsnotfallproblematik, bspw. unzumutbare Wohnbedingungen, Arbeitslosigkeit, Überschuldung, auszuschalten
oder zu verringern.
Sekundäre Prävention ist darauf ausgerichtet, drohende Wohnungsverluste im Vorfeld zu erkennen und zu verhindern.
Tertiäre Prävention ist darauf ausgerichtet, bei bereits eingetretener Wohnungslosigkeit eine Verschlimmerung der Folgen
zu verhindern bzw. eine Reintegration der Betroffenen in Normalwohnverhältnisse zu erzielen.
Quelle: Busch-Geertsema, Volker (GISS e.V.): Stadtteilbezogene Prävention, Endbericht der Begleitforschung zum Förderbaustein

“Erprobung stadtteilbezogener Prävention” des Landesprogramms Wohnungslosigkeit vermeiden - dauerhaftes Wohnen sichern,

Bremen, 2000. Unveröffentlichter Bericht im Auftrag des Ministeriums für Arbeit und Soziales, Qualifikation und Technologie des

Landes Nordrhein-Westfalen.
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Zentrale Fachstelle =
Präventionsstelle?
Das zentrale Instrument zur Verhin-
derung von Wohnungsnot ist in der
Philosophie des NRW-Landesprogramms
die Zentrale Fachstelle. Denn sie steht
für schnelleres Handeln, optimierte Zu-
sammenarbeit, einheitliche Zielsetzun-
gen und ganzheitliche Fallarbeit mit
bedarfsangepassten Hilfen im Wohnungs-
notfall.

In dieser flexiblen Verwaltungseinheit
sind die wesentlichen Instrumente,
Leistungen und das erforderliche
Know-how gebündelt, um eine Woh-
nungsnotlage rechtzeitig zu vermeiden.
Die Zentrale Fachstelle fügt zusammen,
was anderswo auf viele Ämter und
Stellen verteilt ist. Zum Angebot an
präventiven Hilfen einer Fachstelle
gehören zahlreiche Maßnahmen. Sie rei-
chen von der Sicherstellung der
Mietzahlungen über eine psycho-soziale
Unterstützung bis hin zur Stadtteilarbeit
in benachteiligten Quartieren.

Weil die Fachstelle die zentralen
Ressourcen und Kompetenzen wie eine
Schaltzentrale in einer Hand hält, wer-
den die Wege verkürzt, die Schnitt-
stellen reduziert, die Informations- und
Reibungsverluste minimiert. 

Die Bedeutung der Zentralen Fach-
stelle für die Prävention liegt jedoch
nicht allein in einer effektiven Orga-
nisation. Ebenso wichtig ist die Ver-
pflichtung auf das Prinzip des Vor-
beugens. Mit allen zur Verfügung ste-
henden Mitteln soll der Wohnraum für
die betroffenen Haushalte in Woh-
nungsnotfällen erhalten werden. Wenn
dies nicht gelingt, versucht die Fach-
stelle zu verhindern, dass die Betrof-
fenen in die Obdachlosigkeit geraten,
indem sie z.B. eine andere Wohnung
vermittelt. 

Bislang wurden 11 Fachstellen im
Rahmen des NRW-Landesprogramms
eingerichtet. 17 weitere nordrhein-west-
fälische Fachstellen wurden bei ihrer
innovativen Weiterentwicklung, bei der
Erprobung stadtteilbezogener präventi-
ver Ansätze oder bei der Etablierung
aufsuchender Hilfeangebote gefördert.
Damit unterstützte das NRW-Landes-

programm die Mehrzahl der landesweit
ca. 30 Fachstellen und damit die Aus-
richtung auf eine präventive Wohnungs-
notfallhilfe.

Umfassende Prävention beinhaltet aber
nicht nur das kommunale Leistungs-
spektrum. Das NRW-Landesprogramm
unterstützt deshalb die Vernetzung der
kommunalen Hilfen mit den Ange-
boten der Freien Träger der Wohl-
fahrtspflege. Dies gilt besonders für
die Entwicklung trägerübergreifender
Gesamthilfesysteme. Die Hilfeange-
bote ergänzen sich und bewirken in der
Folge ein effektives und aufeinander
abgestimmtes Vorgehen der beteiligten
Stellen, in dem alle Beteiligten ihre
spezifischen Kompetenzen einbringen.
Der besondere Beitrag der Freien
Wohlfahrtspflege in der Hilfeland-
schaft ist ihre Beratungskompetenz
und ihr Zugang zu den betroffenen
Haushalten. Häufig sind ihre Hilfe-
angebote seit Jahrzehnten in den Stadt-
teilen etabliert und die Mitarbeiter/-
innen genießen das Vertrauen der
Menschen vor Ort. 

Wer im Zusammenhang mit Wohnungs-
notfallhilfe über Prävention und Ko-
operation spricht, muss den Ort, an
dem der Wohnungsverlust geschieht,
mitdenken. Es geht um den Stadtteil,
das Quartier, den Wohnblock. Die

stadtteilbezogene Prävention im Landes-
programm setzt genau hier an. 

Durch eine enge Zusammenarbeit der
relevanten Akteure auf der kleinräumi-
gen Ebene können notwendige Infor-
mationen direkt und zeitnah ausge-
tauscht werden und die unterschiedli-
chen Leistungen der einzelnen Partner
kommen situationsabhängig zum Ein-
satz. Der konkrete lokale Bezug, den
die Akteure aus den Stadtteilen haben,
ermöglicht aber nicht nur schnelle und
umfassende Hilfe für Menschen in
Wohnungsnot. Durch die Zusammen-
arbeit zwischen den Beteiligten vor
Ort und den Zentralen Fachstellen ge-
lingt es, Informationen über die soziale
Situation in der Stadt bzw. ihren
Quartieren zu bündeln. An diesem
Punkt schließt sich der Kreis wieder:
Die vor Ort gesammelten Informa-
tionen können zur Grundlage für
gezielte Strategien gegen Armut, Woh-
nungsnot und eine problematische
Stadtentwicklung werden. 

Im Idealfall kann damit der Zentralen
Fachstelle eine wichtige Rolle zukom-
men, in der sie nicht nur Anlaufstelle
für den einzelnen Haushalt in Woh-
nungsnot ist, sondern auch Einfluss
nimmt auf die Vermeidung bzw. Ver-
festigung von Stadtteilen, die in beson-
derem Maße von Armut und Wohnungs-

Quelle: www.photo-

case.com
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not betroffen sind. In diesem Sinne
wird sie zu einer Akteurin, die präven-
tiv wohnungs-, sozial- und stadt-
entwicklungspolitische Strategien und
Maßnahmen entwickelt. Sie kann sich
so grundlegend von dem Prinzip des
Verwaltens von Wohnungsnot lösen und
einen Schritt vorher ansetzen.

Prävention vor und hinter
der Haustür
Der Leitgedanke des NRW-Landespro-
gramms „Vorbeugen statt Verwalten“
zieht sich über die Arbeit von Zentralen
Fachstellen hinaus wie ein roter Faden
durch alle geförderten Projekte. So endet
der Hilfeprozess in vielen Fällen nicht
mit der Vermittlung einer Wohnung. Aus
der Erfahrung der Praxis zeigt sich,
dass ein abgeschlossener Mietvertrag
noch lange keine Gewähr für ein dauer-
haftes Zuhause ist. In diesem Kontext
gibt es im Landesprogramm eine große
Zahl an Projekten, die präventiv einem
erneuten Wohnungsverlust vorbeugen,
indem flankierend zu wirtschaftlichen
Hilfen soziale Maßnahmen umgesetzt
werden. Dazu zählen z.B. die Unter-
stützung bei Behördengängen, die
Ordnung der wirtschaftlichen Verhält-
nisse, die Vermittlung an weiterführende
Hilfen oder die psycho-soziale Beratung.
Das Ziel dabei: den Wohnraum dauer-
haft zu sichern. Um dies zu erreichen, ist

häufig eine Vielzahl an Hilfen erforder-
lich, die zu koordinieren ist. 

Als langfristige Strategie zur dauerhaf-
ten Wohnraumsicherung kommt auch
der Integration des Haushaltes in das
Wohnumfeld, die Nachbarschaft und
die soziale Infrastruktur des Quartiers
eine wichtige Rolle zu. Hier können
Unterstützungsnetzwerke entstehen, die
dazu beitragen, dass die Betroffenen
nicht nur eine Wohnung, sondern einen
festen Platz in ihrer (neuen) Lebens- und
Wohnsituation finden. 

Eine weitere wichtige Säule im NRW-
Landesprogramm ist der Arbeitsansatz
der aufsuchenden Arbeit. Entsprechend
der Maxime „Nur wer rechtzeitig erreicht
wird, dem kann geholfen werden“, setzen
die Projekte auf die präventive Strategie
des konsequenten Aufsuchens von
Menschen in (Wohnungs-)Not. Die
Praxis hat gezeigt, dass ein Teil der
Betroffenen aus Angst, Scham, Unwis-
senheit oder ähnlichen Motiven keinen
Zugang zum Hilfesystem findet. Wird
der Zugang zur Hilfe verpasst, ohne
das man sich selber helfen kann, folgt
möglicherweise die akute Wohnungs-
losigkeit. Um den Betroffenen mög-
lichst rechtzeitig eine Brücke ins Hil-
fesystem zu bauen, gehen die Mitar-
beiter/-innen der Projekte an die Haus-

türen, an die Treffpunkte oder direkt in
die sozialen Einrichtungen, um dort
ihre qualifizierte Hilfe anzubieten und
einem Wohnungsverlust vorzubeugen.

Fazit: Prävention ist Leitprin-
zip des NRW-Landes-
programms
Prävention ist das Leitprinzip des
NRW-Landesprogramms, das sich in
allen geförderten Projekten wieder
findet. Stets steht der einzelne Mensch
in Wohnungsnot im Mittelpunkt der
Projektarbeit. Doch das Landespro-
gramm geht mit vielen seiner Projek-
ten einen Schritt weiter: Sie verstehen
Prävention über die Einzelfallarbeit
hinaus als einen strategischen Ansatz,
der durch die Entwicklung von Struk-
turen Wohnungsnot vermeiden kann.

Das NRW-Landesprogramm setzt des-
halb auch weiterhin auf die Unter-
stützung von Zentralen Fachstellen,
die Entwicklung von integrierten Ge-
samthilfesystemen und institutiona-
lisierten Hilfenetzen. Dabei gilt es,
die sich stetig verändernden Rahmen-
bedingungen im Blick zu halten
und die sich daraus ergebenden
Herausforderungen für die Präven-
tion von Wohnungsnot aufzugreifen
und in wirksame Lösungsansätze zu
gießen.(bp)

Quelle: www.photo-

case.com
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Mit dem Modell der Zentralen Fach-
stelle hat sich in Nordrhein-Westfalen
– kurz NRW - eine innovative Praxis
der Hilfen für Menschen in Wohnungs-
notfällen etabliert. Der Stellenwert
präventiver Wohnungsnotfallhilfe hat
zugenommen. Gleichzeitig haben die
ersten Fachstellen in NRW gute Er-
folge gezeigt: die Unterbringung in
Notunterkünften ließ sich tatsächlich
auf ein Minimum reduzieren. 

Seitdem steigt die Zahl der Fachstellen
in NRW kontinuierlich an. Dies ist
auch auf die gezielte Förderung durch
das Ministerium für Generationen,
Familie, Frauen und Integration des
Landes NRW mit dem Landes-
programm Wohnungslosigkeit vermei-
den - dauerhaftes Wohnen sichern
zurück zu führen. Seit dem Start des
NRW-Landesprogramms sank die Zahl
der ordnungsbehördlich untergebrach-
ten Menschen drastisch. Waren 1996
noch 52.181 Personen in kommunalen
Notunterkünften untergebracht, lag
ihre Zahl im Jahr 2005 bei 16.856. Mit
diesem Rückgang von 68% verbinden

sich für viele Haushalte in NRW bes-
sere Integrationschancen und eine gute
Wohnungsversorgung. Gleichzeitig wer-
den die kommunalen Haushalte von
hohen Unterbringungskosten entlastet. 

In einer Befragung von Projektmit-
arbeiter/-innen aus 18 Zentralen Fach-
stellen in NRW hat die Programm-
geschäftsstelle des NRW-Landes-
programms die entwickelte Wohnungs-
notfallhilfe nachgezeichnet. In einem
Fall wurden die der Programmge-
schäftsstelle vorliegenden Dokumen-
tationen verwendet. Der nachfolgende
Artikel präsentiert die wichtigsten
Ergebnisse der Befragung, die im Juni
2005 abgeschlossen wurde. 

Zentrale Fachstelle landes-
weit etabliert
Neun kreisfreie Städte und neun kreis-
angehörige Gemeinden in sieben Kreisen
haben mit Unterstützung durch das
NRW-Landesprogramm ihre Woh-
nungsnotfallhilfe nach dem Modell der
Zentralen Fachstelle reorganisiert. Sie
verteilen sich auf alle Regionen

Nordrhein-Westfalens vom Münster-
land über das Ruhrgebiet, vom
Bergischen Land und Sauerland bis
zum (Nieder)Rhein. Die Zentrale
Fachstelle ist sowohl für Großstädte
wie Duisburg und Düsseldorf als auch
für kleine kreisangehörige Kommunen
wie Löhne oder Wesel ein Modell. 

Zahl der Fachstellen in NRW
steigt kontinuierlich an
Nachdem im Jahr 1987 das Modell der
Zentralen Fachstelle vom Deutschen
Städtetag vorgestellt wurde, errichte-
ten einige Kommunen in NRW Zen-
trale Fachstellen. Seitdem steigt die
Zahl Zentraler Fachstellen in NRW
kontinuierlich an. 

Im Jahr 2005 zählt das NRW-Landes-
programm achtzehn Kommunen, die mit
seiner Unterstützung die Wohnungsnot-
fallhilfen als Zentrale Fachstelle organi-
siert haben. Weitere Fachstellen entstan-
den ohne direkte Förderung während des
Einrichtungsprozesses. Insgesamt wird
die Zahl der nordrhein-westfälischen
Fachstellen auf 30 geschätzt. 

Zentrale Fachstellen in NRW - Ergebnisse einer Befragung 
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Diese kontinuierliche Zunahme bis
heute verdeutlicht den anhaltenden
Druck, dem sich Kommunen ausgesetzt
sehen, ihre Wohnungsnotfallprävention
möglichst optimal auszurichten. Das
Modell der Zentralen Fachstelle ist nach
wie vor die beste und praktikabelste
Strategie um dieses Ziel umzusetzen.

Effektive Arbeit ist wichtigstes
Argument für Fachstellenmodell
Ineffektive Verwaltungsabläufe wur-
den am häufigsten als Begründung für
die Einrichtung einer Zentralen Fach-
stelle genannt. Mit der Fachstelle ver-
banden über 60% der befragten Kom-
munen die Erwartung, dass die Hilfen
effektiver werden, so bald sie nicht mehr
von mehreren Ämtern und mit unter-
schiedlichen Zielen geleistet werden.
Großer Problemdruck, der sich in steigen-
den Fallzahlen manifestiert, war nur bei
33% der befragten Fachleute Auslöser
dafür, dass man die Zentrale Fachstelle
eingerichtet hat. Nur jede vierte Kom-
mune gab an, dass mit der Zentralen
Fachstelle vor allem die hohen Kosten der
Unterbringung abgebaut werden sollten.

Handbuch für den
Einrichtungsprozess wichtig
Neben der Förderung durch das NRW-
Landesprogramm erwies sich das Hand-
buch zur Einrichtung einer Zentralen
Fachstelle, das u.a. vom Sozialminis-
terium NRW herausgegeben wurde, als
wichtigste Unterstützung für die Kom-
munen. Bei der Einrichtung der Zen-
tralen Fachstelle haben über 66% der
Befragten auf das Handbuch „Zentrale
Fachstellen zur Hilfe in Wohnungs-
notfällen, Ein Handbuch zur Umsetzung
in den Kommunen - Tipp.” (Ministerium
für Arbeit, Soziales und Stadtentwick-
lung, Kultur und Sport des Landes NRW
u.a., 1999) zurückgegriffen. Sonstige
unterstützende Maßnahmen wie die
Beratung durch Externe, die Veröffent-
lichungen des Deutschen Städtetages
und der KGSt sowie die Kommuni-
kation mit den Fachleuten im eigenen
Haus leisteten in der Hälfte aller Kom-
munen einen zusätzlichen Beitrag zur
zielgenauen Entwicklung der Zentralen
Fachstelle.

Die meisten Kommunen haben ihre Zen-
trale Fachstelle dem Verwaltungsbereich

Soziales zugeordnet oder kombinierten
Organisationseinheiten aus den Bereichen
Soziales und Wohnen. Dadurch wurden
die sozialpolitischen Aspekte des Modells
betont. 

Fachstellen sind in ihren
Kompetenzen ähnlich
In ihren Kernkompetenzen unterschei-
den sich die Zentralen Fachstellen
kaum, da sie alle orientiert am Modell
des Deutschen Städtetages entstanden
sind. Drohende Wohnungsverluste
werden durch wohnungssichernde
Maßnahmen abgewendet. Im Zentrum
stehen dabei die Mietschuldenüber-
nahme sowie die Beratung von Miet-
schuldner/-innen und die Vermittlung
zwischen Mietpartei und Vermieter/-
in. Gelingt die Wohnungssicherung
nicht, so werden die Wohnungsnotfälle
nach Ordnungsbehördengesetz befri-
stet untergebracht. 

Bis auf eine Fachstelle haben alle außer-
dem die Kompetenz, wohnungslose
Menschen in Wohnraum zu vermitteln.

Mit ihren Instrumenten reagieren die
Fachstellen vor allem auf Mietschul-
den, die immer noch die dominierende
Ursache für drohende Wohnungsver-
luste bei allen Haushaltstypen sind
(vgl. Busch-Geertsema u.a. 2005, S. 17). 
Einfluss auf soziale Brennpunkte neh-
men neun Kommunen durch ihre Zen-
trale Fachstelle. Beispielsweise arbei-
tet in Duisburg die Fachstelle mit dem
Stadtplanungsamt zusammen und hat
ein Frühwarnsystem im Rahmen ihrer
Stadtteilsozialarbeit entwickelt, das
auf soziale Probleme in Siedlungen
und Quartieren hinweist. 

Nur drei der befragten Fachstellen neh-
men Einfluss auf wohnungspolitische
Entscheidungen. Diese Einflussnahme
wird beispielsweise über ein Vetorecht
bei Entscheidungen zu Standorten

Die Zentralen Fachstellen in NRW sollen: (N=18)

bessere Prävention leisten 94%

Notunterkünfte abbauen 69%

weniger Schnittstellen benötigen 28%

den kommunalen Haushalt entlasten 28%

bessere Kooperation aufbauen 22%

soziale Probleme abbauen 22%

soziale Brennpunkte entschärfen 22%

Sonstiges, z.B. bessere Wohnraumvermittlung oder 
bessere Akuthilfe leisten 33%
(Mehrfachnennungen waren möglich)

Die Zentralen Fachstellen in NRW können: (N=18)

Wohnraum sichern 100% 

Menschen in Wohnungsnotfällen unterbringen 100%

Wohnraum vermitteln 94%

Einfluss auf soziale Brennpunkte nehmen 50%

Einfluss auf wohnungspolitische Entscheidungen nehmen 17%
(Mehrfachnennungen waren möglich)

ist die Verbesserung der Prävention.
Über 90% der befragten Kommunen
beantworten damit die Frage nach den
Zielen, die zu Beginn der Reorgani-
sation ihrer Wohnungsnotfallhilfe mit
der Fachstelle verbunden wurden.
Kommunale Notunterkünfte aufzulö-
sen ist die zweite wichtige Aufgabe der
Fachstellen.

Bessere Prävention ist wich-
tigstes Ziel der Fachstelle
Das oberste Ziel der Fachstellenarbeit

6

Plattform  05.10.2006  9:59 Uhr  Seite 6



Plattform 1/06

Prävention

sozialen Wohnungsbaus erläutert. In
einem Fall kann die Zentrale Fach-
stelle über die Wohnraumbelegung und
-vermittlung mitentscheiden. Eine wei-
tere Fachstelle ist beteiligt, wenn
Maßnahmen des Stadtumbaus und der
Sozialen Stadt geplant werden. 

Fachstellen richten sich an
Wohnungsnotfälle
Zielgruppe der Zentralen Fachstellen
sind Menschen in Wohnungsnotfällen
wie sie auch der Deutsche Städtetag
definiert hat. Alle Fachstellen begrei-
fen sich als Kriseninterventionsdienst
für Menschen, die unmittelbar von
Wohnungslosigkeit bedroht oder akut
davon betroffen sind. Über 90% der
befragten Fachstellen setzen ihre
Kompetenzen außerdem für Men-
schen in unzumutbaren Wohnver-
hältnissen ein. Bei der Hälfte der
befragten Kommunen sind die Fach-
stellen außerdem für Menschen
zuständig, deren Wohnungsnotfall-
situation mit besonderen sozialen
Schwierigkeiten verknüpft ist und die
deshalb einen weitergehenden Hilfe-
bedarf nach SGB XII haben. 

Frauenspezifische Belange haben für
die befragten Zentralen Fachstellen
keinen herausgehobenen Stellenwert
in der Wohnungsnotfallprävention.
Dabei sind allein erziehende Frauen
laut aktuellen Forschungsergebnissen
der GISS e.V. gegenüber ihrem
Bevölkerungsanteil als Klientinnen
der Zentralen Fachstellen überreprä-
sentiert (Busch-Geertsema u.a., 2005,
S. 15). Sie sind es auch, die sich öfters
und frühzeitiger als andere Haushalte
bei den Fachstellen melden und auf
ihre Wohnungsnot aufmerksam
machen (Busch-Geertsema u.a., 2005,
S. 23). Deshalb unterstützt das NRW-
Landesprogramm Fachstellen und
andere Träger insbesondere bei der
Entwicklung frauenspezifischer Hilfen.

Kooperation mit den
Fachstellen ist vor allem fall-
bezogen
Die Freien Träger der Wohlfahrts-
pflege sind der wichtigste Koopera-
tionspartner der Zentralen Fachstellen.
Alle befragten Fachstellen kooperieren
mit Akteuren aus diesem Feld. 

Die Hälfte der Fachstellen gibt an, dass
diese Zusammenarbeit institutionali-
siert, d.h. fest vereinbart ist. Davon
profitieren vor allem die ca. 40% der
Präventionsfälle, die laut Untersuch-
ungsergebnissen der GISS e.V. zur
Wirksamkeit der Prävention einen über
die Hilfe bei finanziellen Problemen
hinausgehenden Bedarf an Hilfen im
Wohnungsnotfall haben (Busch-
Geertsema u.a., 2005, S. 31). 

Die meisten Kooperationen mit der
Wohnungswirtschaft, mit Justizvoll-
zugsanstalten, Kranken- oder Frauen-
häusern erfolgen im Einzelfall und
basieren auf informellen Kontakten.
Um frühzeitig Informationen über alle
drohenden Wohnungsverluste zu erhal-
ten wäre es sinnvoll, die Zusammen-
arbeit mit diesen Akteuren ebenfalls
verbindlicher zu gestalten. Dem entge-
gen stehen oft datenschutzrechtliche
Bedenken.

Zentrale Fachstellen bauen
Wohnungslosigkeit ab
Alle Befragten rechnen es der präven-
tiven Arbeitsweise ihrer Zentralen
Fachstelle an, dass die Unterbringung
wohnungsloser Haushalte in den Kom-
munen reduziert werden konnte. 16
von 18 befragten Kommunen konnten
Unterkünfte abbauen und auflösen. 

83% der Befragten geben an, dass
durch die Fachstellenarbeit außerdem
die kommunalen Haushalte entlastet
werden konnten. Auch wenn dieses
Argument bei der Entscheidung eine
Fachstelle einzurichten eine nachge-

ordnete Rolle spielte, ist die Haus-
haltsentlastung doch eine der am häu-
figsten genannten Wirkungsweisen. 

Durch die Zentralen Fachstellen wer-
den Menschen in Wohnungsnot besser
erreicht, sagen 15 von 18 Kommunen.
Schnellere Vermittlung in Wohnraum
konstatieren 12 Kommunen und bes-
sere Bedingungen für die Kooperation
werden von 11 befragten Kommunen
als Wirkung der Fachstelle beschrieben.

Erstaunliches Ergebnis der Befragung
ist, dass nur ein kleiner Teil der
Befragten die Reduzierung von Räu-
mungsklagen durch die Fachstellen-
arbeit feststellt.

Fazit
Die Fachstellen in NRW sind mit
gewichtigen Zielen einer umfassenden
Prävention gestartet. Viele befragte
Kommunen bestätigen, dass die
Fachstelle diese Ziele auch umsetzen
kann. Nicht zuletzt deswegen steigt die
Zahl der Fachstellen im Land weiter-
hin an. 

Ihren Wirkungsschwerpunkt haben die
Fachstellen bei der Auflösung kommu-
naler Notunterkünfte. Die kommunale
Haushaltsentlastung ist ein positiver
Nebeneffekt davon. Bei einer Rein-
vestition dieser Mittel zu Gunsten von
Prävention und Nachsorge kann sich
ihr Wirkungsgrad ggf. noch erhöhen. 

Die wenigen Nennungen, die auf eine
Reduzierung bei den Räumungsklagen
hinweisen, lassen aufhorchen. Even-

Die Zentralen Fachstellen in NRW: (N=18)

verringern die Unterbringung nach OBG 100%

lösen Notunterkünfte auf 89%

entlasten die kommunalen Haushalte 83%

erreichen die Betroffenen besser 83%

können schneller vermitteln 67%

schaffen bessere Kooperationsbedingungen 61%

entschärfen soziale Brennpunkte 28%

reduzieren die Zahl der Räumungsklagen 17%

Sonstiges, z.B. lassen Informationen schneller fließen 22%

(Mehrfachnennungen waren möglich)
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tuell zeichnet sich hier ein zunehmen-
der Problemdruck ab. Sinnvoll wäre
die Überprüfung der Informations-
flüsse. Erfährt die Fachstelle rechtzei-
tig von allen Wohnungsnotfällen?

Wachsende Bedeutung erhält die Ko-
operation mit anderen Akteuren im
Hilfesystem. Vor allem die Zusam-
menarbeit von Zentralen Fachstellen
mit der freiverbandlichen Wohnungs-
losenhilfe ist eng. Viele Kommunen
verweisen auf vertraglich vereinbarte
Zusammenarbeit in diesem Feld. Sie

reagieren damit auf eine aktuelle
Herausforderung: Viele Haushalte in
Wohnungsnot benötigen sowohl sozi-
alarbeiterische als auch wirtschaftli-
che Hilfe bei der Sicherung ihrer
Wohnung. 

Insbesondere die flächendeckende
Auflösung von Notunterkünften, die
durch die Zentralen Fachstellen in
NRW erreicht werden konnte, verstärkt
die Notwendigkeit zur Kooperation.
Denn Betroffene, die teilweise lang-
jährig in Obdächern untergebracht

waren und nun in Wohnungen respek-
tive alternative Wohnformen integriert
werden, benötigen abgestimmte Hilfe
sowohl aus dem kommunalen als
auch aus dem Hilfesystem freier
Träger. 

Die Kooperation mit Wohnungsunter-
nehmen ist ebenfalls grundlegend für
eine anhaltend effektive Prävention. Sie
ist laut unserer Befragung oft noch unge-
regelt. Dabei entgehen den Zentralen
Fachstellen wichtige Informationen. 

In unserer Befragung hat sich gezeigt:
Die Fachstellen nehmen auch Auf-
gaben wahr, um so genannte soziale
Brennpunkte zu entschärfen. Dazu lei-
sten sie vor allem Wohnungsver-
mittlung, Auflösung von Obdächern
und stadtteilbezogene Prävention. Ihre
Möglichkeiten, strategisch mitent-
scheiden zu können, wenn es bei-
spielsweise um Neubau, Sanierung
oder Stadtentwicklung für den lokalen
Wohnungsmarkt geht, sind jedoch
meistens gering. Dazu trägt auch die
eher sozialpolitische Ausrichtung der
Fachstellen in NRW mit der Zu-
ordnung zu den Sozialämtern bei. Hier
liegt ein zukünftiges Innovationsfeld
für Zentrale Fachstellen: Als Expert/-
innen für Wohnungs(notfall)situatio-
nen strategisch mit zu entscheiden.(se)

Literatur:
- Ministerium für Arbeit, Soziales und

Stadtentwicklung, Kultur und Sport
des Landes NRW u.a.: Zentrale
Fachstellen zur vermeidung von
Wohnungslosigkeit und Sicherung
dauerhafter Wohnverhältnisse. Ein
Praxisleitfaden für Kommunen.
Köln 1999. Download unter
www.wohnungsnotfallhilfe.nrw.de

- Busch-Geertsema, Volker / Evers,
Jürgen / Ruhstrat, Ekke-Ulf: Wirk-
samkeit persönlicher und wirtschaft-
licher Hilfen bei der Prävention von
Wohnungslosigkeit. Untersuchung im
Rahmen des Forschungsverbundes
“Wohnungslosigkeit und Hilfen in
Wohnungsnotfällen". Bremen 2005.
Download unter www.forschungs-
verbund-wohnungsnotfaelle.de

Prävention

Die Zentralen Fachstellen in NRW wurden im NRW-Landes-
programm mit folgenden Zielen gefördert: 

Ziele Zentrale Fachstellen in NRW

Die Zentrale Fachstelle einrichten. - Fachstelle für Wohnungsnotfälle, Duisburg
- Zentrale Fachstelle für Wohnungsnotfälle,
Düsseldorf

- Zentrale Fachstelle für Wohnungsnotfälle,
Gelsenkirchen

- Fachstelle Wohnungshilfen, Harsewinkel
- Zentrale Fachstelle für Wohnungsnotfälle, Löhne
- Zentrale Wohnfachstelle, Mülheim an der Ruhr
- Zentrale Fachstelle Wohnen, Sankt Augustin
- Zentrale Fachstelle zur Vermeidung und Behebung
von Wohnungslosigkeit, Solingen

- Zentrale Fachstelle für Hilfen in
Wohnungsnotfällen, Viersen

- Zentrale Fachstelle, Werdohl
- Zentrale Fachstelle für Hilfen in
Wohnungsnotfällen, Wesel

Das Konzept der Zentralen Fachstelle - Fachstelle für Wohnungsnotfälle, Duisburg
weiter entwickeln. - Zentrale Fachstelle/ Gesamthilfesystem, Remscheid

- Zentrale Fachstelle zur Wohnungssicherung,
Waltrop

- Wohnungsstelle, Willich

Wohnungslosigkeit im Stadtteil - Fachstelle für Hilfe in Wohnungsnotfällen, 
verhindern. Dorsten

- Zentrale Fachstelle für Wohnungsnotfälle,
Düsseldorf

- Fachstelle für Wohnungsnotfälle, Duisburg
- Fachstelle Wohnhilfen, Essen
- Zentrale Fachstelle, Krefeld
- Zentrale Fachstelle/ Gesamthilfesystem, Remscheid
- Zentrale Fachstelle Siegen

Aufsuchende Beratungsangebote - Zentrale Wohnfachstelle, Mülheim an der
entwickeln. Ruhr

- Zentrale Fachstelle, Werdohl

Plattform 1/06
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Das Modell der Zentralen Fachstelle
mit dem primären Ziel der Vermeidung
von Wohnungslosigkeit hat sich in vie-
len Kommunen bewährt. Um diese
präventive Arbeit auch für  Düsseldorf
zu nutzen, beschloss der Rat der Lan-
deshauptstadt eine Zentrale Fachstelle
einzurichten. Seit dem 01. Januar 2003
wurde das zweijährige Projekt zur
Einrichtung der Fachstelle aus Mitteln
des NRW-Landesprogramms Woh-
nungslosigkeit vermeiden – dauerhaf-
tes Wohnen sichern des Ministeriums
für Generationen, Familie, Frauen und
Integration des Landes NRW geför-
dert.

Am 15. Juli 2003 nahm die Zentrale
Fachstelle Düsseldorf beim Amt für
Wohnungswesen ihren Betrieb auf.
Zwischenzeitlich erfolgte eine Reorga-
nisation der Zentralen Fachstelle beim
Amt für Soziale Sicherung und Inte-
gration. Ursächlich sind hierfür die
neuen Schnittstellen, die durch die
gesetzlichen Änderungen im SGB II -
Grundsicherung für Arbeitsuchende -
entstanden sind.

Das theoretische Konzept der Fach-
stelle hatte sich die Stadt Düsseldorf in
ämterübergreifenden Projekt- und Ar-
beitsgruppen erarbeitet. Beratend be-
gleitet wurde sie dabei von Prof. Claus
Reis von der Fachhochschule für
Sozialarbeit in Frankfurt am Main.
Diese externe Begleitung hat sich als
wertvoll erwiesen, da sie der Pro-
jektleitung half, schwierige Phasen zu
reflektieren und zu lösen.

Im bisherigen Einrichtungsprozess
wurden die neuen Organisations-
strukturen und Arbeitsabläufe der
Zentralen Fachstelle gründlich erprobt
und optimiert. In dieser Erprobungs-
phase führte die Projektleiterin, Frau
Gudula Gerritz, Organisationsunter-
suchungen in den einzelnen Sach-
gebieten durch. Gezielte Informations-
veranstaltungen für die Wohnungs-
wirtschaft und ein Infoflyer machten
die Zentrale Fachstelle bei Koopera-
tionspartnern und Betroffenen be-
kannt. Mit den örtlichen Trägern der
freien Wohlfahrtspflege wurden
Kooperationen vereinbart. 

Die Zentrale Fachstelle umfasst unter
Berücksichtigung der örtlichen Ge-
gebenheiten heute die Beratung von
Wohnungsnotfällen, die Beratung und
Betreuung von Obdachlosen und die
Verwaltung der Unterkünfte. Die
Zentrale Fachstelle für Wohnungs-
notfälle Düsseldorf arbeitet zur Zeit
mit über 90 Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern. Sie ist in dem zweijähri-
gen Prozess auf die Alltagsarbeit -
allein im Bereich der Beratung von
Wohnungsnotfällen mit einem Klien-
tenandrang von über 3.000 Haushalten
pro Jahr - ausgerichtet worden. Im
Amt für Wohnungswesen erfolgt durch
das Sachgebiet der Wohnraumver-
mittlung die Akquisition von Wohn-
raum für die Zentrale Fachstelle sowie
die Bereitstellung von gefördertem
Wohnraum mit dem Ziel der Vermitt-
lung bedarfsgerechter Wohnungen.

Vorrangiges Ziel der Beratung ist die
Sicherung einer vorhandenen Woh-
nung. Organisiert nach Stadtbezirken
leistet die Zentrale Fachstelle sozialar-
beiterische Beratung. Wirtschaftliche

Zentrale Fachstelle in der Landeshauptstadt Düsseldorf eingerichtet
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Hilfen werden vermittelt. Für Men-
schen in akuter Wohnungsnot steht das
Beratungszentrum Harkortstraße zur
Verfügung. 

Nach Abschluss des Projektes zieht die
Projektleiterin ein durchweg positives
Resümee. Die Fachstelle arbeitet effek-
tiv an der Wohnungsnotfallproble-
matik. Die spezifische Aufgaben-
stellung ist durch Öffentlichkeitsarbeit
bekannt gemacht und von den Ziel-
gruppen - Privatpersonen, Wohnungs-
gesellschaften etc. - gut angenommen
worden. (se)

Kontakt:
Landeshauptstadt Düsseldorf, Amt für Soziale Sicherung und Integration
Zentrale Fachstelle für Wohnungsnotfälle
Harald Wehle (Abteilungsleiter)
Brinckmannstraße 5
40225 Düsseldorf
Telefon: +49 (0) 2 11 - 89 95 038
Telefax: +49 (0) 2 11 – 35 038
E-Mail: harald.wehle@stadt.duesseldorf.de
Website: www.duesseldorf.de
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Seit einigen Jahren richten sich unter-
schiedliche Felder sozialer Arbeit sozi-
alraumorientiert aus und formulieren
Bürger- und Bürgerinnenpartizipation
als wesentliche Aufgabe. Von der Ju-
gendhilfe bis zur sozialen Stadtent-
wicklung und der Wohnungsnotfallhilfe
wird von Sozialraumorientierung ge-
sprochen. Mit Blick auf die Publi-
kationen und Fachdiskussionen der
letzten Jahre hat dieser Ansatz als
Querschnittsaufgabe in der sozialen
Arbeit eine hohe Attraktivität gewonnen.

Die Vorteile von Arbeitsansätzen im
sozialen Raum und damit dezentralen
Arbeitsstrukturen liegen auf der Hand:
die Wege für die Hilfesuchenden wer-
den kürzer, die Lebenswelt der Men-
schen für die regional tätigen Mit-
arbeiter und Mitarbeiterinnen erfahr-
bar und darüber hinaus wird an den
Lebensorten der Menschen angesetzt,
d.h. es gilt das Prinzip, dass Hilfe dort
geleistet wird, wo ihr Bedarf entsteht.

Angesichts knapper öffentlicher Mittel
wird in der Verwaltung ebenfalls

darüber nachgedacht, wie die zur
Verfügung stehenden kommunalen
Ressourcen unter sozialräumlichen
Kriterien zu bündeln sind. Die bisher
bekannten Ansätze reichen von regio-
nalen Kooperationsverbünden über
institutionalisierte Netzwerke bis hin
zu der Einführung von Sozialraum-
budgets.

Der Ansatz der
Sozialraumorientierung
Bereits seit den Anfängen der
organisierten Sozialarbeit in der zwei-
ten Hälfte des 19. Jahrhunderts war die
zentrale Handlungsmaxime die Orien-
tierung am Quartier, am Gemeinwesen,
an den Lebensräumen und Wohnorten
der Armen und Unterprivilegierten.
Wichtige Ansatzpunkte und Hand-
lungskonzepte finden sich auch in der
heutigen sozialraumorientierten Arbeit
wieder. Hierzu gehören etwa die Prin-
zipien und Zugangsweisen stadtteil-
orientierter Handlungsstrategien, die
Betonung des Aktivierungs- anstelle
des Betreuungsgedankens sowie das
Anknüpfen an vorgefundene sozial-

räumlich verankerte Netzwerkstruk-
turen und Selbsthilfefähigkeiten der
Adressaten und Adressatinnen.

Auch die Absicht, über Mobilisier-
ungsstrategien zu einer Verbesserung
der materiellen Situation der Bevöl-
kerung in einem Wohnquartier beizu-
tragen und die infrastrukturelle Aus-
stattung zu verbessern, demnach die
Einzelfallfixierung Sozialer Arbeit zu
überwinden, gehört zu den in den
neueren Konzepten wieder aufgegrif-
fenen Ansatzpunkten der traditionellen
Gemeinwesenarbeit.

„Sozialraumorientierung” knüpft damit
an verschiedene Traditionen an und
versucht diese, wie etwa die Gemein-
wesenarbeit oder die Stadtteilarbeit,
aufzunehmen. Auch hat sich bereits
seit den 60er Jahren Gemeinwesen-
arbeit als Methode, später auch als
Arbeitsprinzip in den verschiedenen
Bereichen der Sozialen Arbeit mit der
Entwicklung in benachteiligten Stadt-
teilen und „Sozialen Brennpunkten“
auseinandergesetzt.

Sozialraumorientierung, Prävention und Zentrale Fachstellen

Von Prof. Dr. Ulrike Berendt und Jürgen Bäumer, Institut für Politikwissenschaft, Universität Duisburg-Essen
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Geht es um den „Sozialraum“, gut
abzugrenzen von dem Begriff der
„Lebensweltorientierung“, der seinen
Ausgangspunkt beim Individuum und
seinen sozialen und räumlichen Be-
zügen nimmt – sind mindestens drei
unterschiedliche Ebenen zu differen-
zieren (Jordan u.a. 2001):

– die Grobstruktur eines Sozialraumes,
die vorwiegend unter administrativen
Gesichtspunkten gefasst und deren
grundlegende, in quantitativen Werten
erfassbare Sozialstruktur – je nach
Differenzierungsgrad der in der Admi-
nistration zugrunde gelegten Erfas-
sungskategorien – analysiert werden
kann;

- die soziale Feinstruktur eines Sozial-
raums, die sich vorwiegend in den
Praxiserfahrungen der in dem Sozial-
raum tätigen Akteure und in den
Schwerpunkten ihrer Tätigkeiten
abbildet und der man sich unter
Beteiligung dieser Akteure am besten
annähern kann;

- die Lebenswelt der in dem Sozial-
raum lebenden Bürger und Bürger-
innen oder bestimmter Zielgruppen,
wobei ein Teil von deren Lebenswelt
innerhalb des Sozialraums verankert
ist und ein anderer Teil ihrer Lebens-
welt sich außerhalb dieses Sozial-
raums befindet.

Das Arbeitsprinzip Gemeinwesen-
arbeit (GWA) und stadtteilbezogene
Soziale Arbeit liefern die eigentliche
Philosophie für den Ansatz der Sozial-
raumorientierung. Handlungsleitende
Prinzipien sind dabei Partizipation,
Kooperation und Integration. 

Mittlerweile werden die Begriffe So-
zialraumorientierung oder sozialräum-
liches Handeln synonym zu „Gemein-
wesenarbeit, stadtteilbezogener Sozialar-
beit oder Stadtteilmanagement” benutzt.

Von der stadtteilbezogenen
Arbeit zum Quartier-
management
Der Begriff des Quartiermanagement ist
dagegen relativ neu und erst mit den
unterschiedlichen Länder- und Bund-
/Länder-Programmen zur Stadtteiler-

neuerung und -entwicklung in die Fach-
sprache aufgenommen worden und
nimmt in den Projekten der „Sozialen
Stadt” mit den Aufgaben „Vernetzung,
Koordination und Moderation“ eine
Schlüsselfunktion ein. 

Folgt man der Definition des Deutschen
Instituts für Urbanistik und des Instituts
für Stadtteilbezogene Soziale Arbeit
und Beratung in Essen, so handelt es
sich beim Quartiermanagement „um
einen strategischen Ansatz zum syste-
matischen Aufbau von selbst tragenden
und nachhaltig wirksamen personellen
und materiellen Strukturen zur Ent-
wicklung eines Wohnquartiers“ (DIFU
2001). Kommunale Ressourcen werden
gezielt eingesetzt und das Quartier-
management in eine gesamtstädtische
Entwicklungspolitik integriert und
handlungsfeld- und ebenenübergreifend
organisiert. Die Handlungsfelder des
Quartiermanagements betreffen vor
allem die Verbesserung des Zusammen-
lebens in den Stadtteilen (soziale und
ethnische Integration), die Förderung
der lokalen Ökonomie, die Koppelung
baulich-städtebaulicher Investitionen
mit Beschäftigungs- und Qualifizie-
rungsmaßnahmen, die Erhöhung der
Sicherheit im Quartier sowie die Ent-
wicklung eines positiven Gebiets-
images.

Zur Abgrenzung stadtteilbezogener
oder sozialräumlich ausgerichteter
Arbeit (in der Tradition von Gemein-
wesenarbeit) vom Quartiermanage-
ment erscheint es erneut hilfreich, auf
eine Definition zurückzugreifen:
Verkürzt ist stadtteilbezogene Arbeit
demnach ein projekt- und themenun-
spezifischer Prozess einer (in der
Regel) mehrjährigen Aktivierung der
Wohnbevölkerung, der sich darauf
richtet, eine Grundmobilisierung eines
Wohnquartiers zu bewirken (Hinte
2001). Quartiermanagement dagegen
bezeichnet den gesamten, sektorenüber-
greifenden Prozess der Gestaltung von
Wohnquartieren, der über drei miteinan-
der horizontal und vertikal verschränkten
Aktionsebenen – die Verwaltungsebene,
die intermediäre Ebene sowie die Quar-
tiersebene – gesteuert wird. An alle drei
Ebenen können Anforderungen formu-
liert werden (Hinte 2001):

- Auf der Verwaltungsebene bedarf es
zur horizontalen Vernetzung der
involvierten Ämter und zur Steuerung
des Einsatzes kommunaler Ressourcen
einer Querschnittsgliederung bzw.
einer querschnittsorientierten Organisa-
tionseinheit.

- Auf der intermediären Ebene bedarf es
eines Bindeglieds (mit Pfadfinder- und
Moderationsfunktionen) zwischen  der
Lebenswelt im Stadtteil und der nach
Sektoren geordneten Bürokratie zur
Bündelung und Vermittlung des Be-
darfs aus dem Quartier sowie zur In-
formationsvermittlung in das Quartier.

- Auf der Quartiersebene bedarf es zur
horizontalen Vernetzung und Akti-
vierung der lokalen Akteure und
Bewohner wie auch zur Identifi-
kation und Bündelung von Themen,
Problemen und Potenzialen im
Quartier der klassischen Stadtteil-
und Gemeinwesenarbeit.

Vom Quartiermanagement
zur Prävention in der
Wohnungsnotfallhilfe 
Worin liegt nun die Verbindungslinie
zwischen stadtteilbezogener Arbeit,
Quartiermanagement und Zentralen
Fachstellen zur Prävention in Woh-
nungsnotfällen?

Der Kernbereich Zentraler Fachstellen,
in denen die kommunalen Zuständig-
keiten für Prävention, Unterbringung und
Reintegration in Form einer Querschnitts-
organisation zusammengeführt und ge-
bündelt werden, sind die Wohnungs-
notfallhilfen. Eine der Hauptfunk-
tionen der Zentralen Fachstelle ist
damit die institutionalisierte Krisen-
intervention im Einzelfall.

Allerdings weisen Wohnungsnotfall-
situationen sehr oft einen lokalen Bezug
und lokale Ursachen auf. Mittlerweile
steht der traditionellen Orientierung der
Wohnungslosenhilfe als einer auf den
Einzelfall organisierten Hilfe ein umfas-
senderes und auf die Prävention gerichte-
tes Verständnis gegenüber. Demnach ist
der oder die Wohnungslose wie auch der
Wohnungsnotfall integrierter Bestandteil
eines sozialen Zusammenhangs, wobei
der soziale Raum sowohl bei der
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Entstehung und Entwicklung sozialer
Probleme wie auch bei ihrer Bewältigung
eine zentrale Rolle spielt. (Gillich 2004)

Von daher erscheint es sinnvoll, dass die
Zentralen Fachstellen eine verstärkte
Sozialraumorientierung ihrer Hilfen vor-
nehmen. Zwar könnte der Eindruck ent-
stehen, dass wir es hier mit einer
Trennung oder einer Parallelität zweier
Instrumentarien zu tun hätten: der Kri-
senintervention bei Wohnungsnotfällen
einerseits und der auf den Stadtteil
gerichteten Präventionsmaßnahmen an-
dererseits. Allerdings hilft ein Blick auf
das Modell des Finanzierungskonzeptes
der KGSt im Bereich der Jugendhilfe,
welches auf der kommunalen Ebene
sowohl die Fachlichkeit wie auch den
Sozialraumbezug verkoppelt, diesen ver-
meintlichen Widerspruch zu entkräften.
Differenziert wird hier zwischen drei
Tätigkeitsfeldern, die übertragen auf die
Wohnungsnotfallhilfe mit Einzelfall-
orientierung, Fall übergreifende Res-
sourcenmobilisierung und Fall unspe-
zifische Arbeit umschrieben werden kön-
nen (Jordan 2001):

- Im Tätigkeitkeitsfeld „Einzelfallorien-
tierung“ steht die fallspezifische Arbeit,
die Arbeit mit einzelnen Personen im
Vordergrund. Es wird der Versuch unter-
nommen, fallbezogene geeignete Unter-
stützung zu leisten und zur Stabili-
sierung der individuellen Lebenslage
beizutragen. 

- Im Tätigkeitsfeld „Ressourcenmobi-
lisierung“ geht es um fallübergrei-
fende Arbeit. Es wird versucht, fall-
bezogene Organisations-, Koordi-
nations- und Vernetzungsarbeit zur
Verbesserung von Teilhabe- und
Integrationschancen zu leisten.

- Im Tätigkeitsfeld „Fall unspezifische
Arbeit“ stellt der Bereich der Primär-
prävention den zentralen Ansatz dar.
Hilfeangebote werden zu einem Zeit-
punkt gewährleistet, zu dem noch nicht
absehbar ist, ob und für welchen späte-
ren Fall die jeweilige Ressource
benötigt wird.

In diesem letzten Tätigkeitsfeld stehen
strukturelle Aspekte der Wohnungsnot-
fallproblematik und damit ein deutlich

weiter gefasstes Verständnis von Präven-
tion im Vordergrund. Konkrete Auf-
gaben, die diesem Feld zugeordnet wer-
den können, sind im Wesentlichen an der
Stadtteilarbeit ausgerichtete Maßnahmen,
etwa die Aneignung von Kenntnissen
über den sozialen Raum oder die Ko-
ordinierung und Vernetzung sowie die
Mobilisierung aller Hilfen im Stadtteil.

Im Zuge der Neuorganisation der Hilfen
in Wohnungsnotfällen - zielgerichtete
Impulse hat hier das NRW-Lan-
desprogramm Wohnungslosigkeit ver-
meiden – dauerhaftes Wohnen sichern
gegeben - lassen sich mittlerweile durch-
gängig auch Ansätze zu ihrer sozialräum-
lichen Ausrichtung finden: Sie reichen
von der sozialräumlichen Ausrichtung
der Zuständigkeiten innerhalb einer wei-
terhin an einem zentralen Ort konzen-
trierten Fachstelle über den Aufbau von
Schwerpunktaktivitäten in einem oder
mehreren sozialen Brennpunkten bis hin
zur konsequenten Dezentralisierung von

kommunalen Präventionsdiensten und
von Beratungsstellen Freier Träger.
(GISS 2003)

Klare Potenziale einer verstärkten sozial-
räumlichen Orientierung sind unter ande-
rem die größere räumliche Nähe zur
Zielgruppe, eine bessere Kenntnis ihrer
Lebensbedingungen und sich abzeich-
nender Wohnungsnotfallrisiken sowie die
bessere Einbindung in lokale Strukturen.

Unbestritten weist eine Zentrale Fach-
stelle von ihrer Grundausrichtung nicht
die Potenziale auf, sowohl die Prä-
vention in der Wohnungsnotfallhilfe
wie auch die Bearbeitung aller anderen
Problemfelder, die es in der Stadt oder
im Quartier gibt, zu leisten. Allerdings
können Zentrale Fachstellen katalysa-
torische Wirkungen im Stadtteil entfal-
ten – als Motor, Ideengeber und För-
derer spezifischer Kooperationsver-
bünde, etwa auch bei Runden Tischen
zur Belegungssteuerung.

Literatur:
- (GISS) Busch-Geertsema, Volker/ Ruhstrat, Ekke-Ulf (2003): Aktuelle Ent-

wicklungen bei den Hilfen in Wohnungsnotfällen. Zwischenergebnisse zum
Teilvorhaben „Grundlagen für eine Politik zur Verbesserung des Hilfesystems
in Wohnungsnotfällen“. Bremen.

- Gillich, Stefan (2004): Ein Arbeitsprinzip schlägt Wurzeln: Gemein-
wesenarbeit in der Wohnungslosenhilfe. In: Odierna, Simone/Berendt, Ulrike
(Hg.) (2004): Gemeinwesenarbeit. Entwicklungslinien und Handlungsfelder.
Jahrbuch Gemeinwesenarbeit 7. Neu-Ulm. S. 267-278.

- Hinte, Wolfgang (2001): Quartiermanagement als kommunales Gestaltungs-
prinzip. Aktivierende Arbeit im Wohnviertel. In: Blätter der Wohl-
fahrtspflege. Heft 5/6. S. 113-115.

- Jordan, Erwin u.a. (2001): Expertise. Sozialraumorientierte Planung. Begrün-
dungen, Konzepte, Beispiele. Münster.

- MASQT NRW (Hg.) (2000): Zentrale Fachstellen: Prävention, Wohn-
raumversorgung und Quartiersmanagement. Sozialpolitische Perspektiven
der wohnungspolitischen Steuerung und des Quartiersmanagements. Work-
shop vom 18. Februar 2000 in Köln. Düsseldorf.

- Schleicher, Michael (2000): Quartiersmanagement – entspannter Woh-
nungsmarkt. Ist die Fachstelle jetzt überflüssig oder erhält sie eine neue
Aufgabe? In: Wohnungslos. Hg.: BAG Wohnungslosenhilfe. 3/2000. S. 87-90.

Die Studie „Gemeinsam für den Stadtteil“ kann kostenlos beim Ministerium für
Generationen, Soziales, Frauen und Familie des Landes Nordrhein-Westfalen,
Broschürenstelle, 40190 Düsseldorf bzw. über das Internet unter
www.mgffi.nrw.de bestellt werden.

Die Dokumentation der Fachtagung „Gemeinsam, statt jeder für sich!
Kooperation zur Verhinderung sozialräumlicher Ausgrenzung“ kann kostenlos
beim Diözesan-Caritasverband für das Erzbistum Köln e.V., Georg-
straße 7, 50676 Köln bestellt werden.
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Um der Zunahme von Wohnungsnot-
fällen präventiv etwas entgegen zu set-
zen, erprobt die Zentrale Fachstelle der
Stadt Remscheid derzeit eine neue Form
der Prävention: Frau Garcia-Rocha,
Mitarbeiterin der Zentralen Fachstelle,
arbeitet nicht mehr überwiegend in der
Zentrale, sondern seit November 2004 in
einem Stadtteilbüro im Arbeiterstadtteil
Remscheid-Rosenhügel. Im selben Büro
sitzt auch Frau Heßler, Stadtteil-
managerin im Rosenhügel.

Mit ihrer Präsenz vor Ort und durch den
engen Kontakt zum Stadtteilmanagement
will die Fachstelle Hemmschwellen ab-
bauen und zugänglicher werden. Geför-
dert wird das Projekt der stadtteilbezoge-
nen Prävention von Wohnungsverlusten
für zwei Jahre vom Ministerium für Ge-
nerationen, Familie, Frauen und Integra-
tion des Landes NRW. Über die stadtteil-
bezogene Präventionsarbeit in Rem-
scheid-Rosenhügel führte die Programm-
geschäftstelle für die Plattform ein
Gespräch mit Frau Garcia-Rocha, Frau
Heßler und Herrn Sternkopf, Leiter der
Zentralen Fachstelle der Stadt Remscheid.

Bereits seit 1998 organisiert die Stadt
Remscheid ihre Wohnungsnotfallhilfe
in Form einer Zentralen Fachstelle. Sie
versteht sich als Kriseninterventions-
stelle für alle Remscheider Bürger/-
innen in Wohnungsnot. In der Fach-
stelle arbeiten u.a. vier Sozialarbeiter/-
innen, die für unterschiedliche Stadtteile
verantwortlich sind. Sie bieten Hilfe
zum Erhalt oder zur Erlangung einer

Wohnung und verwalten Plätze in
Unterkünften. Wer Hilfe von der
Zentralen Fachstelle braucht, findet sie
zentral in Remscheids Innenstadt,
direkt gegenüber dem Hauptbahnhof.

Auf der anderen Seite des Bahnhofs,
von der Innenstadt durch Bahntrasse
und Verkehrsachsen getrennt, liegt der
Stadtteil-Rosenhügel im Stadtbezirk

Lichtpunkte für Familien im Rosenhügel setzen

Die Beteiligten im Remscheider Projekt der stadtteilbezogenen Prävention im Gespräch mit der Programmgeschäftsstelle

Eindruck vom

Rosenhügel

Quelle:

Stadtteilmanagement

Rosenhügel
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301 (Zentralpunkt). In der hügeligen
Topografie des deutlich vom Struktur-
wandel geprägten Stadtteils leben ca.
3.850 Menschen, darunter viele Kinder,
Jugendliche, Migrant/-innen und Sozial-
hilfeempfänger/-innen. Deutlich mehr
als in der Gesamtstadt. Im gesamten
Stadtbezirk 301 wohnen ca. 6.600
Menschen.

Seit Dezember 2002 ist der Rosen-
hügel in das Bund-Länder-Pro-
gramm Soziale Stadt aufgenommen.
Obwohl die Mieten günstig sind und
die Vermieter/-innen oft tolerant,
beobachtet die Zentrale Fachstelle
eine Zunahme von Wohnungsnot-
fällen im Rosenhügel. 

Bei der nun begonnenen Erneuerung
des Stadtteils und der Sanierung von
Beständen entstehen Ängste, z.B.
wegen steigender Mieten. Herr
Sternkopf, Leiter der Zentralen
Fachstelle der Stadt Remscheid,
sieht eine zentrale Aufgabe darin,
„diese Ängste ernst zu nehmen und
sie als Fachstelle, die sich um die
Wohnungssicherung kümmert, in
den Erneuerungsprozess einzubrin-
gen.“ 

Frau Heßler, Stadtteilmanagerin auf
dem Rosenhügel, konzentriert sich
bei ihrer Arbeit u.a. auf die hohe
Fluktuation, das schlechte Stadt-
teilimage und die Angebotsdefizite
für Kinder und Jugendliche im
Stadtteil.

„Zusammenhalt und Identifikation
mit dem Stadtteil müssen erst wach-
sen, Angst vor Veränderungen muss
abgebaut werden. Außerdem haben
viele Menschen eine hohe Erwartungs-
haltung gegenüber der Stadt anstatt
sich selbst verantwortlich zu fühlen für
ihr Umfeld“, sagt Frau Heßler. 

Frau Garcia-Rocha von der Zentralen
Fachstelle, die sich mit Frau Heßler
das Stadtteilbüro teilt, benennt als
größte Herausforderung aus Sicht der
präventiven Wohnungsnotfallhilfe „die
Sprachdefizite bei den zahlreichen tür-
kischen Mietern und Vermietern hier
im Stadtteil. Einige Häuser wurden
von türkischen Vermietern aufgekauft
und an türkische Familien vermietet.
Wenn ich von einem Wohnungsnotfall
erfahre und dort Hausbesuche mache
oder anrufe ist die Kommunikation oft
mühselig. Zugang zu der Familie zu
bekommen und möglichst frühzeitig
die Mietschulden zu bearbeiten fällt
unter diesen Bedingungen schwer.“
Außerdem sei der Rosenhügel ein ganz
traditionelles Milieu. Herr Sternkopf:
„Die ausländischen Mitbürger/-innen
leben hier in sehr geschlossen Kreisen.“ 

Um die Sprachschwierigkeiten zu mei-
stern, lässt Frau Garcia-Rocha sich bei
Hausbesuchen von Dolmetscher/-
innen begleiten. Manchmal werden
auch Familienangehörige dazu geru-
fen, die Deutsch sprechen. „Ich habe
außerdem alle Vermieter/-innen im
Stadtteil angeschrieben und auf die
Leistungen der Fachstelle aufmerksam

gemacht. Leider war die Reaktion,
gerade bei den türkischen Vermieter/-
innen, bisher schwach“, so Frau
Garcia-Rocha. Frau Heßler bestätigt,
dass nach ihrer Erfahrung, „bei Mi-
grant/-innen oder sozial benachteilig-
ten Gruppen ein Anschreiben oft erst
mal wirkungslos ist. Das wird mit
Behörde in Verbindung gebracht und
weg gelegt.“ Besser erreicht man die
Menschen im Stadtteilbüro, wo sie
von selber und aus anderen Gründen
hinkommen. Wenn sie einmal durch
die Tür des Stadtteilbüros gegangen
sind und Kontakt hatten, z.B. bei
einem Sprachkurs, fällt es leichter
auch schwierige, persönliche Dinge
anzusprechen.

Einige Familien in Wohnungsnotfällen
haben diesen Weg bereits entdeckt und
sprechen jetzt direkt mit Frau Garcia-
Rocha über ihre Wohnsituation. „Die
wissen mittlerweile, dass ich hier sitze
und kennen mein Gesicht. Der Zugang
ist in diesen Fällen natürlich ein ganz
anderer“, sagt Frau Garcia-Rocha.

Um den Zugang zu ausländischen
Mitbürger/-innen weiter zu verbessern,
hat die Fachstelle die Möglichkeit, u.a.
dem Ausschuss für Migrationsfragen
über ihre Arbeit zu berichten. „Das ist
meines Erachtens ein sehr wichtiges
Gremium, um diese Zielgruppe besser
erreichen zu können“, so Herr Sternkopf.

Aber nicht nur Familien mit Migra-
tionshintergrund bietet Frau Garcia-
Rocha Hilfe bei drohendem Woh-
nungsverlust. Sie nutzt das Stadtteil-
büro als Außenstelle der Fachstelle und
ist auch dort in die Informationsflüsse
über drohende Wohnungsverluste einge-
bunden. Ihre Aufgabe ist es, mit den von

Das Stadtteilbüro in der

Stephanstraße 2 in

Remscheid-Rosenhügel

Quelle:

Stadtteilmanagement

Rosenhügel

Jugendliche im Stadtteil

Quelle:

Stadtteilmanagement

Rosenhügel

Sozialräumliche Eckdaten

Anteil an der Bevölkerung Rosenhügel Remscheid gesamt

Menschen mit 
Migrationshintergrund 35,3% 14,8%

Kinder und Jugendliche 21% 19%

Sozialhilfeempfänger/innen 5,9% 3,9%
Quelle: Stadt Remscheid, Stand 31.12.2003
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Wohnungslosigkeit bedrohten Haus-
halten Kontakt aufzunehmen und den
Wohnungsnotfall abzuwenden. Dabei
kommen alle Instrumente der Fachstelle
direkt vor Ort zum Einsatz. 

Neben der aktiven Kontaktaufnahme
gibt es feste Sprechzeiten und Beratungs-
angebote im Stadtteilbüro. „Eigentlich 
unterscheidet sich mein Arbeitsalltag
hier im Stadtteil nicht von dem in der
Zentralen Fachstelle,“ sagt Frau Garcia-
Rocha. Dennoch hat der Rosenhügel
für den Leiter der Fachstelle Herrn
Sternkopf in der Prävention eine Son-
derstellung. Denn in vielen Gremien,
in denen u.a. auch über die Erneuerung
des Stadtteils entschieden wird, vertritt
er die Wohnungsnotfallprävention.
Außerdem nutzt die Fachstelle ihre
Kontakte zur Wohnungswirtschaft, um
auch im Rosenhügel frühzeitig informiert
zu sein, wo Wohnungsnot entstehen
könnte.

Auf die Frage, welche Vorteile die
stadtteilbezogene Prävention vor der

„normalen“ Präventionsarbeit der Zen-
tralen Fachstelle hat, antwortet Frau
Garcia-Rocha: „In der Einzelfallarbeit
ist vor allem der Informationsaus-
tausch ein Vorteil. Frau Heßler kennt
den Stadtteil und viele Familien und
kann mir Hintergrundinformationen
geben. Natürlich sind nicht alle Infor-
mationen relevant für meine Arbeit,
dafür sind die Arbeitsbereiche zu
unterschiedlich. Ich speichere aber
vieles im Hinterkopf ab.“ Für Frau
Heßler als Stadtteilmanagerin ergeben
sich weitere Synergieeffekte: „Wenn
Vermieter/-innen und Mieter/-innen im
Rosenhügel erst mal realisiert haben,
dass die Zentrale Fachstelle hier im
Stadtteilbüro Unterstützung bei Pro-
blemen bietet, erhoffe ich mir einen
Rückgang der Fluktuation. Dann kön-
nen Vermieter/-innen Mieter/-innen
leichter halten oder auch an Leute ver-
mieten, die eventuell Hilfe brauchen.
Hausgemeinschaften und Nachbar-
schaften können sich finden, anstatt
durch Umzüge ständig verändert zu
werden. Ich denke, das ist ein Faktor,

der das Zusammenleben stabilisieren
kann.“ Für die Bewohner/-innen des
Rosenhügels sehen die beiden Kolle-
ginnen außerdem die Chance über die
Einzelfallhilfe auch Kontakt zu Pro-
jekten, Gruppen und Aktivitäten der
Stadtteilentwicklung zu bekommen.
Frau Heßler hofft, so auch Menschen
mit sozialen Problemen, die von der
Fachstelle erreicht werden, in den
Stadtteil integrieren zu können. Ein
positives Beispiel gibt es bereits. Ein
Klient von Frau Garcia-Rocha ist
heute auf Basis eines 1-€-Jobs der
Fahrer des Spielmobils, das auch im
Stadtteil Rosenhügel eingesetzt wird.

Bevor diese positiven Einzelergeb-
nisse jedoch eine breite Wirkung ent-
falten braucht es noch Zeit. Herr Stern-
kopf geht davon aus, dass erst in zwei
bis drei Jahren eine Vernetzung ent-
standen sein wird, aus dem sowohl die
Prävention als auch die Stadtteilent-
wicklung effektiv schöpfen können.
„Wir haben bei der Entwicklung der
Fachstelle gemerkt, dass es einige Zeit
braucht bis Verfahren und Vernetzung
wirklich sitzen. Und das ist bei der
stadtteilbezogenen Prävention nicht
anders,“ sagt Herr Sternkopf. „Außer-
dem gehe ich davon aus, dass über das
Stadtteilbüro langfristig mehr Menschen
vielleicht auch früher auf uns zu kom-
men und dass sich die Fallzahl, die
Frau Garcia-Rocha hier bearbeitet,
kontinuierlich steigern wird. Dafür
muss das Projekt noch bekannter wer-
den. Das dauert, aber wir sind auf einem
guten Weg.“

Er plädiert deshalb dafür, die stadtteil-
bezogene Prävention in Form der fach-
lichen und räumlichen Zusammen-
arbeit von Stadtteilmanagement und
Prävention vor Ort weiter zu führen.
Wie es jedoch nach Auslaufen der
Förderung durch das NRW-Landespro-
gramm mit der stadtteilbezogenen
Prävention im Rosenhügel weiter geht,
das ist - laut Herrn Sternkopf - eine
politische Entscheidung.(os, se)

Die Anwohnergruppe

trifft sich einmal im

Monat, um über alle

anstehenden Fragen zu

diskutieren

Quelle:

Stadtteilmanagement

Rosenhügel

Gesprächspartner/-innen in Remscheid

Name Institution / Funktion

Frau Garcia-Rocha Mitarbeiterin der Zentralen Fachstelle
Remscheid, Projekt Stadtteilbezogene
Prävention

Frau Heßler Stadt Remscheid, Stadtteilmanagerin für
Remscheid-Rosenhügel 

Herr Sternkopf Stadt Remscheid, Leiter der Zentralen Fachstelle 
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Die Notwendigkeit, drohende Woh-
nungslosigkeit möglichst umfassend zu
verhindern, hat nichts von ihrer
Aktualität eingebüßt. Im Gegenteil:
Aktuelle Daten der Wohnungsmarkt-
beobachtung in NRW belegen einen
deutlichen Anstieg der Räumungs-
klagenquote bei nordrhein-westfäli-
schen Wohnungsunternehmen von
1,2% im Jahr 2002 auf 2,1% im Jahr
2004 (WfA 2005, S.35). Die Daten vie-
ler Kommunen zur quantitativen
Entwicklung der den Präventions-
stellen gemeldeten Räumungsklagen
verweisen ebenfalls auf eine deutliche
Zunahme der Problematik in jüngster
Zeit (vgl. Busch-Geertsema/Evers/
Ruhstrat 2005, S. 68) und die
Auswirkungen der jüngsten Sozial-
reformen werden erst in nächster
Zukunft ihren Niederschlag in der
Statistik finden. 

Aktuelle wissenschaftliche Erhebungen
bei mehr als 40 kommunalen Präven-
tionsstellen in ganz Deutschland bele-
gen die herausragende Bedeutung der
Mietschuldenproblematik als unmittel-

barem Anlass für drohende Woh-
nungslosigkeit. Allein stehende
Männer und allein erziehende Frauen
sind überproportional von Wohnungs-
losigkeit bedroht und bei jedem
Haushaltstyp – auch den allein ste-
henden Frauen - spielen Mietschulden
in jeweils mehr als 80% der Fälle eine
entscheidende Rolle. Die Ergebnisse
der Untersuchungen zeigen aber auch,
dass die Haushalte oftmals (in knapp
zwei Drittel der Fälle) nicht nur eine
kurzfristige Krisenintervention zur
Sicherung der Wohnung benötigen,
sondern längerfristige Hilfen. Und bei
rund 40% aller von Wohnungs-
losigkeit bedrohten Haushalte gehen
solche Hilfebedarfe über die Un-
terstützung bei finanziellen Ange-
legenheiten hinaus: Benötigt werden
u.a. Hilfen zur Überwindung sozialer
Schwierigkeiten, zur Bewältigung
von Suchtproblemen, psychischen
Störungen etc. (s. dazu auch Gerull
2003). Solche Bedarfe verweisen auch
auf den hohen Stellenwert einer ange-
messenen Hilfeplanung im Bereich der
Präventionsarbeit.

Wenn wir schließlich die Daten über
Gründe von Wohnungslosigkeit bei
allein stehenden Wohnungslosen in
Einrichtungen und Beratungsstellen
freier Träger betrachten (vgl. Schröder
2005, S. 28 ff.; Nothbaum et al. 2004,
S. 30 f.), so wird deutlich, dass bei der
Prävention von Wohnungslosigkeit
neben dem Erhalt bestehender Wohn-
verhältnisse auch der Vermittlung von
alternativem Wohnraum eine bedeu-
tende Rolle zukommt, wenn beispiels-
weise Wohnungslosigkeit aufgrund
von Trennung/Scheidung, nach Auszug
aus dem Elternhaus oder nach Ent-
lassung aus Institutionen künftig wir-
kungsvoller verhindert werden soll.

Herausforderungen durch die
neue Sozialgesetzgebung
(SGB II und SGB XII)
Durch Einkommensminderungen, die
Neuregelung der Wohnkostenübernahme
und verschärfte Sanktionsmöglich-
keiten hat die neue Sozialgesetzgebung
für viele Langzeitarbeitslose auch neue
Risiken zur Entstehung von Miet-
schulden mit sich gebracht, deren

Prävention von Wohnungslosigkeit – neue und alte Herausforderungen

Von Dr. Volker Busch-Geertsema, GISS Gesellschaft für Innovative Sozialforschung und Sozialplanung e.V., Bremen
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Umfang aber erst längerfristig empi-
risch erfassbar sein wird. Wer im Jahr
2004 noch Ansprüche auf Arbeits-
losenhilfe geltend machen konnte, hat
seit Januar 2005 zumeist deutlich
weniger Arbeitslosengeld II zur Ver-
fügung. Viele – vor allem Frauen –
haben ihren eigenständigen Leistungs-
anspruch verloren und sind nun voll-
ständig auf das Einkommen ihres
Partners angewiesen. Eine größere
Zahl unverheirateter Paare ist aber
auch auseinander gezogen, wodurch
insbesondere die Nachfrage im ohne-
hin zumeist besonders engen Segment
preiswerter Kleinwohnungen deutlich
zugenommen hat. Dass Wohnkosten
der Hilfebedürftigen nach SGB II nur
noch übernommen werden, soweit sie
„angemessen“ sind, wirkt sich vieler-
orts erst allmählich aus, weil – lokal
ganz unterschiedliche - Übergangsfri-
sten und Toleranzregelungen für beste-
hende Wohnverhältnisse eingeräumt
wurden. Längerfristig gilt jedoch, auch
angesichts des nunmehr viel größeren
Gewichts der Leistungen für Wohn-
kosten nach SGB II und SGB XII an
den kommunalen Haushaltsbudgets:
Wer „zu teuer“ wohnt, wird umziehen
oder einen Teil der Unterkunftskosten
aus der Regelleistung abdecken müs-
sen. Bei vielen Kommunen ist daher
die Befürchtung verbreitet, dass der
Druck zur räumlichen Konzentration

einkommensschwacher Haushalte (Se-
gregation) und auch die Zahl der
Haushalte mit Mietschulden weiter
zunehmen werden.1

Erhebliche Risiken ergeben sich auch
aus den relativ starren Sanktionsbe-
stimmungen, die auch eine Reduzierung
der Unterkunftsleistungen und in
Wiederholungsfällen die vollständige
Einstellung dieser Leistung erlauben.
Da die bestehenden Sanktionsmöglich-
keiten im ersten Jahr der Umsetzung
der Reform noch bei weitem nicht aus-
geschöpft wurden (wegen anhaltender
Software-Probleme und weil die
Vermittlungsbemühungen erst nach
Etablierung der neuen Verwaltungs-
strukturen verstärkt wurden) und ver-
schärfende Regelungen erst im Jahr
2006 in Kraft getreten sind, sind auch
hier die Auswirkungen auf die Woh-
nungsnotfallproblematik noch nicht in
vollem Umfang empirisch erfassbar.

Als positive Änderungen der Reformen
in Bezug auf die Wohnungsnotfall-
problematik wird vor allem die nun-
mehr auf ehemals Arbeitslosenhilfe-
berechtigte ausgeweitete Möglichkeit
der Direktüberweisung von Leistungen
für Unterkunft und Heizung an Ver-
mieter/-innen und Versorgungsunter-
nehmen (wenn eine zweckentspre-
chende Verwendung durch die Haus-
halte nicht gesichert ist) gesehen.
Solche Direktüberweisungen sind auch
bei den rigiden Sanktionen gegenüber
jungen Menschen unter 25 möglich,
bei denen ansonsten die Regelleistung
komplett für drei Monate gekürzt wird.

Durch die Einführung von Fallmana-
gement, sozialen Hilfen und einer
gesonderten Regelung zur Mietschul-

denübernahme in das SGB II sind
Schnittstellen und potenzielle Zustän-
digkeitskonflikte gegenüber vergleich-
baren Leistungen nach SGB XII entstan-
den, weil – außer in den Options-
kommunen - zwar für beide Bereiche
„der kommunale Träger“, aber häufig
durchaus unterschiedliche Organi-
sationseinheiten (zumeist die lokale
ARGE und die kommunalen Sozial-
oder Wohnungsämter sowie die von
ihnen beauftragten Träger) zuständig
sind. Eine Schnittstellenproblematik
besteht insbesondere bei den Regelun-
gen und zur Gewährung von sozialen
Hilfen wie Schuldnerberatung, Suchtbe-
ratung und „psychosoziale Betreuung“
(§ 16 Abs. 2 SGB II und §§ 11, 67 und
68 SGB XII) aber auch die Regelungen
in beiden Gesetzen zur Miet-
schuldenübernahme (§ 22 Abs. 5 SGB II
und § 34 SGB XII) schaffen neue
Herausforderungen bei einer integrier-
ten Bearbeitung der Wohnungsnot-
fallproblematik.

Wie auch immer die gesetzlichen
Regelungen vor Ort umgesetzt wurden
oder noch werden, in jedem Fall ist
eine enge Kooperation zwischen
ARGE und kommunaler Präventions-
stelle notwendig. Die Wirksamkeit
unterschiedlicher Organisationsmodelle
muss praktisch erprobt und das Fach-
stellenkonzept im Hinblick auf die
neuen gesetzlichen Grundlagen weiter-
entwickelt werden. Es müssen Wege
gefunden werden, das ARGE-Personal
ausreichend für die Handlungserfor-
dernisse bei drohendem Wohnungs-
verlust zu sensibilisieren und dafür zu
sorgen, dass die stärkere Betonung des
„Forderns“ nicht zu einer Zunahme
von Wohnungsverlusten führt.

Bessere Einbindung der Prä-
vention in das Gesamtsystem
der Wohnungsnotfallhilfe
Die überkommene Trennung zwischen
kommunaler Wohnungsnotfallhilfe auf
der einen Seite, die sich auf ordnungs-
rechtliche Unterbringung vornehmlich
zwangsgeräumter Haushalte (insbeson-
dere von Familien) und die Prävention
von Wohnungsverlusten wegen Miet-
schulden konzentriert – im günstigsten
Fall verknüpft mit Einflussmöglich-
keiten auf die Vergabe von Wohnun-

1 Bei einer bundesweiten Befragung von knapp 400

Kommunen im Rahmen einer Studie zu Kommunalen

Wohnungsversorgungskonzepten im Auftrag des

Bundesamtes für Bauwesen und Raumordnung wurden die

Kommunen in den ersten Monaten des Jahres 2005 auch

nach „Schwierigkeiten im Zusammenhang mit ‚Hartz IV’“

gefragt. Jeweils mehr als die Hälfte der Kommunen erwar-

teten Probleme hinsichtlich der Verfügbarkeit angemesse-

nen Wohnraums (57%) und der „räumlichen Konzentration

von Problemgruppen“ (54%), mehr als ein Viertel der

Kommunen bestätigten Probleme bei der Definition der

Angemessenheit der Miete und immerhin 15% gingen zum

Zeitpunkt der Befragung davon aus, dass

Wohnungslosigkeit infolge der Reform zunehmen wird

(Vgl. BBR 2005, S. 62). Zu den Wohnungsnotfallrisiken

der Reform vgl. auch Busch-Geertsema/Evers 2006.

Quelle: www.photo-

case.com
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gen, und freiverbandlicher Wohnungs-
losenhilfe auf der anderen Seite, die
sich weitgehend auf persönliche Hilfen
für allein stehende und historisch vor
allem für ortsfremde Wohnungslose
(„Nichtsesshafte“) beschränkte, ist
vielerorts brüchig geworden. Die
Notwendigkeit einer intensiveren
Zusammenarbeit und der Überwin-
dung traditioneller Trennlinien hat an
einigen wenigen Orten auch bereits zur
Einbettung aller Hilfen in Wohnungs-
notfällen in ein kommunales Gesamt-
hilfesystem geführt. Die Kommunen
stehen sowohl im Unterbringungs-
bereich als auch im Präventionsbereich
einem stetig wachsenden Anteil von
allein stehenden Haushalten mit ent-
sprechendem Bedarf gegenüber. Eine
zunehmende Zahl freier Träger hat
erkannt, dass ihre persönlichen Hilfen
nicht nur für eine Reintegration von
wohnungslosen Einpersonenhaushalten
geeignet sind, sondern auch zur
Absicherung präventiver Kriseninter-
vention benötigt werden, und dass ent-
sprechende Unterstützungsbedarfe nicht
nur bei Alleinstehenden vorhanden
sind. 

Eine konsequente Vernetzung und
Abstimmung zwischen den Akteuren
vermindert Zuständigkeitsstreitigkeiten
und gegenseitige Konkurrenzen, etwa
bei der Akquisition von Wohnraum (für
reintegrative und präventive Zwecke)
und erleichtert die verbindliche Re-
gelung von Schnittstellen zu anderen
Spezialhilfen wie etwa der Straffäl-
ligenhilfe, der Jugendhilfe, der Sucht-
krankenhilfe etc. In einem vorbildli-
chen Gesamthilfesystem ist auch die
enge Kooperation mit den Interven-
tionsstellen bei häuslicher Gewalt ver-
bindlich geregelt, um gewaltbedrohten
Frauen den Verbleib in ihren Woh-
nungen nach Möglichkeit zu sichern.

Kooperation mit der
Wohnungswirtschaft
Seit jeher ist eine gute Präventions-
arbeit auf die Kooperation mit der
Wohnungswirtschaft angewiesen. Die
Sicherung frühzeitiger Informationen
über bedrohte Wohnverhältnisse ist in
diesem Zusammenhang ebenso zu nen-
nen wie Vereinbarungen über den
ratenweisen Abtrag von Mietschulden

oder die Bereitstellung von Ersatz-
wohnraum in Fällen, bei denen der
Erhalt des bisherigen Wohnraums nicht
sinnvoll oder nicht möglich ist. In
jüngster Zeit wird „soziales Mana-
gement“ auch innerhalb der Woh-
nungswirtschaft als Aufgabe mit wach-
sender Bedeutung thematisiert. Woh-
nungsunternehmen beteiligen sich an
den Kosten präventiver und wohnbe-
gleitender Dienste oder stellen selbst
Personal für entsprechende Aufgaben
zur Verfügung. Vielerorts sind aber die
Kooperationsmöglichkeiten gerade
zwischen freien Trägern und der Woh-
nungswirtschaft noch bei weitem nicht
ausgeschöpft.

Prävention und Sozialraum-
bezug
Der aufgezeigte Segregationsdruck,
der durch die jüngsten Sozialreformen
hervorgerufen wird und ohnehin beste-
hende Tendenzen zur Konzentration
einkommensschwacher Haushalte in
bestimmten Stadtteilen verstärkt (bei-
spielsweise aufgrund des massiven
Abschmelzens belegungsgebundener
Wohnungsbestände), belegen die Aktu-
alität sozialraumbezogener Präven-
tionsansätze. Bestandteile solcher An-
sätze sind u.a. quartiersbezogene
Frühwarnsysteme, niedrigschwelliege
Beratungsangebote und Maßnahmen
zur Verbesserung der sozialen und
materiellen Infrastruktur in Quartieren
mit hohem Anteil an benachteiligten
Haushalten. Zur Vermeidung weiterer
sozialer Polarisierungen sind aber bei-
spielsweise auch Anstrengungen zum

Erhalt und zur Ausweitung des Ange-
botes an preisgünstigen Wohnungen in
anderen Stadtteilen und eine entspre-
chend flexible Gestaltung der Miet-
obergrenzen notwendig. 

Veränderungen bei den
Zielgruppen von Prävention
Eine neue Herausforderung ergibt sich
für die Präventionsarbeit ganz sicher-
lich durch die wachsende Zahl von
Personen in prekären Beschäftigungs-
verhältnissen oder mit einer prekären
selbstständigen Existenz2. Mit der För-
derung des Niedrigeinkommensbe-
reichs, von Zeitarbeitsverhältnissen,
„Ich-AGs“ etc. steigt die Zahl von
Personen mit schwankenden Einkom-
men an der Grenze zum Existenz-
minimum. Sie haben ein hohes Risiko,
in Mietschulden zu geraten und – häu-
fig in der Hoffnung, die Krise selbst
bewältigen zu können – nicht rechtzei-
tig Hilfe zur Wohnungssicherung in
Anspruch zu nehmen. 

In Bezug auf die Mietschuldenproble-
matik wurde bereits darauf hingewie-
sen, dass diese auch für eine große
Zahl von Frauen von herausragender
Bedeutung ist. Frauenspezifische Be-
lange sind auch bei der Organisation
präventiver Hilfen entsprechend zu
berücksichtigen (u.a. damit, dass

2 Laut aktueller Analysen des Instituts für Arbeitsmarkt- und

Berufsforschung der Bundesagentur für Arbeit nimmt die

Zahl der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten konti-

nuierlich ab, während bei Selbstständigen und mithelfenden

Familienangehörigen sowie bei ausschließlich geringfügig

Beschäftigten starke Zuwächse zu verzeichnen sind. (Vgl.:

IAB, 2005, S.2)

Quelle: www.photo-

case.com
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Frauen auf Wunsch von weiblichen
Fachkräften beraten und Frauens-
prechstunden eingerichtet werden).

Die Zunahme von jungen Menschen
als Zielgruppe der Wohnungslosen-
hilfe verweist auf die Notwendigkeit
einer intensiveren Bearbeitung der
Schnittstelle zur Jugendhilfe und ein-
mal mehr auf die Bedeutung des
Zugangs zu angemessenem Wohnraum
zur Vermeidung von Wohnungslosig-
keit. Die demographische Entwicklung
und die Umstrukturierung der sozialen
Sicherungssysteme legen aber auch
nahe, dass künftig mit einer Zunahme
älterer Menschen und zugewanderter
Haushalte unter den Präventionsfällen
zu rechnen ist. 

Wohnungsnotfallstrategien
entwickeln!
Die politische Entwicklung der letzten
Jahre weist den Kommunen einen
zunehmenden Stellenwert in der Woh-
nungspolitik zu. In der Bundespolitik
wird in diesem Zusammenhang gerne
auf die Notwendigkeit kommunaler
Wohnungsversorgungskonzepte ver-
wiesen. Um den aktuellen Herausfor-
derungen der Wohnungsnotfallpro-
blematik gerecht zu werden, empfiehlt
sich – ggf. als Bestandteil solcher
Konzepte - die Entwicklung kommuna-
ler Wohnungsnotfallstrategien, die bei-
spielsweise in Großbritannien mittler-
weile zu den kommunalen Pflicht-
aufgaben zählen (vgl. Busch-Geert-
sema/Evers 2004, S. 125 f.).
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Herausforderungen durch die neue Sozialgesetzgebung (SGB II und SGB XII)

Projekt Aufbau eines trägerübergreifenden Gesamthilfesystems für von
Wohnungslosigkeit bedrohte und betroffene Haushalte in
Herford

Träger Stadt Herford

Weitere Informationen Ein neues Hilfesystem entsteht in Herford: integriert, träger-
übergreifend und für alle von Wohnungsnot bedrohten und
betroffenen Haushalte zuständig, s.S. 29

Kontakt Stadt Herford, Rathaus, Abteilung Soziales
Frau Ingrid Ambratis 
Telefon: +49 (0) 52 21 – 18 94 29
E-Mail: ingrid.ambratis@herford.de
Website: www.herford.de

Herausforderung angenommen! Beispiele aus dem NRW-Landesprogramm
Stellvertretend für viele gute Ansätze im NRW-Landesprogramm finden Sie hier einige Projekte, die
sich den neuen und alten Herausforderungen, wie sie Volker Busch-Geertsema benennt, stellen. 

Bessere Einbindung der Prävention in das Gesamtsystem der Wohnungs-
notfallhilfe

Projektziel Entwicklung eines integrierten Gesamthilfesystems für
wohnungslose Menschen in Duisburg

Träger Diakoniewerk Duisburg GmbH und Stadt Duisburg

Weitere Informationen Evers, Jürgen und Ruhstrat, Ekke-Ulf: Trägerübergreifende
Kooperation in einem integrierten Gesamthilfesystem für 
wohnungslose Menschen in Duisburg. In:
Programmgeschäftsstelle/ILS (Hg.): Plattform 2/2004,
S. 13-17, Dortmund.

Kontakt Diakoniewerk Duisburg GmbH
Herr Roland Meier
Telefon: +49 (0) 2 03 - 9 31 31 31
E-Mail: roland.meier@diakoniewerk-duisburg.de
Website: www.diakoniewerk-duisburg.de

Kooperation mit der Wohnungswirtschaft

Projektziel Aufsuchende Beratung für Haushalte mit Mietrückständen in
Essen-Katernberg

Träger NEUE ARBEIT der Diakonie Essen gGmbH

Weitere Informationen Böhm, Stefanie und Ratzka, Melanie: 2 mal Kooperation 
zwischen Wohnungswirtschaft und Sozialarbeit in Essen – wie
passt das zusammen? In: Programmgeschäftsstelle/ILS (Hg.):
Plattform 2/2004, S. 25-30, Dortmund.

Kontakt NEUE ARBEIT der Diakonie Essen gGmbH
Herr Ulrich Korber,
Telefon: +49 (0) 2 01 – 3 02 03 64
E-Mail: ulrich.korber@neue-arbeit-essen.de
Website: www.neue-arbeit-essen.de
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Prävention und Sozialraumbezug

Projektziel Stadtteilbezogene Prävention von Wohnungsverlusten

Träger Stadt Remscheid

Weitere Informationen Lichtpunkte im Rosenhügel setzen, s.S. 14-16

Kontakt Zentrale Fachstelle der Stadt Remscheid
Herr Martin Sternkopf,
Telefon: +49 (0) 21 91 – 16 32 67
E-Mail: sternkopf@str.de
Website: www.remscheid.de

Veränderungen bei den Zielgruppen von Prävention

Projektziel Wohnprojektbezogene Beratung und Begleitung von arbeits-
losen Menschen in Wohnungsnotfällen 

Träger Pro Arbeit Niederrhein gGmbH

Weitere Informationen „Erst verlor ich meine Arbeit und jetzt meine Wohnung...“, 
s.S. 28

Kontakt Pro Arbeit Niederrhein gGmbH
Peter Degenhardt
Telefon: +49 (0) 28 41 – 88 33 221
E-mail: degenhardt@malz.de
Website: www.malz.de/bfw.htm

Projektziel Aufsuchende Beratung für Frauen in
Wohnungsnotlagen in Minden

Träger HeXenHauS - Hilfe für Frauen in Krisensituationen e.V.

Weitere Informationen FrauenWohnen – Aufsuchende Beratung für Frauen in
Wohnungsnotlagen in Minden, s.S. 26

Kontakt HeXenHauS – Hilfe für Frauen in Krisensituationen e.V.
FrauenWohnen - „alleinelebenlernen“
Frau Ursula Büchsenschütz
Telefon: +49 (0) 5 71 – 38 56 750
Mobil: +49 (0) 1 75 – 57 33 892
E-Mail: FrauenWohnen@Hexenhaus-Espelkamp.de
Website: www.hexenhaus-espelkamp.de

Informationen zu allen laufenden und abgeschlossenen Projekten, die vom Ministerium für
Generationen, Familie, Frauen und Integration des Landes NRW gefördert werden, finden
Sie außerdem unter: www.wohnungsnotfallhilfe.nrw.de.
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Seit Januar 2005 werden eine Reihe
neuer, beispielhafter Projekte vom
Ministerium für Generationen, Familie,
Frauen und Integration des Landes
NRW im NRW-Landesprogramm ge-
fördert. Wir stellen Ihnen diese
Projekte auf den folgenden Seiten vor.
Beschreibungen aller laufenden und
abgeschlossenen Projekte des NRW-
Landesprogramms finden Sie unter
www.wohnungsnotfallhilfe.nrw.de.

Ein Projekt für den ganzen
Stadtteil ist die stadtteilbezo-
gene Prävention in
Wuppertal
Seit 01. Juni 2005 erprobt der Inter-
nationale Bund e.V. (IB) in Wuppertal-
Elberfeld eine neue Strategie zur
Vermeidung von Wohnungsverlusten.
Mit Unterstützung durch das NRW-
Landesprogramm Wohnungslosigkeit
vermeiden – dauerhaftes Wohnen
sichern bietet eine Projektmit-
arbeiterin stadtteilbezogene Hilfen für
Menschen in Wohnungsnot an.
Kooperationspartner des Projektes

sind die Zentrale Fachstelle Wuppertal
und die Gemeinnützige Wohnungs-
baugesellschaft mbH, die einen Teil
der Kosten des Projektes trägt. 

Der Projektträger hat bereits Er-
fahrungen in der Wohnungsnotfall-
hilfe. Als anerkannter Träger der
Jugend-, Sozial- und Bildungsarbeit
führt der IB u.a. seit 1993 das Projekt
„Frauen wohnen und lernen“ durch,
das Hilfen für allein erziehende
Frauen bietet; darunter viele in
Wohnungsnot.

Zielgruppe des nun im NRW-Landes-
programm begonnenen und auf zwei
Jahre angelegten Projektes sind
Menschen, die vom Verlust ihrer Woh-
nung bedroht und alleine nicht in der
Lage sind, diese Notsituation frühzei-
tig abzuwenden. Neu ist bei diesem
Projekt, dass man über die Sicherung
der Wohnung im Einzelfall hinaus
eine stadtteilweite präventive Wir-
kung erzielen will. Dazu setzt der IB
Wuppertal auf einen Mix aus einzel-

fallbezogenen und stadtteilorientier-
ten Maßnahmen. 

Die Projektmitarbeiterin ist Ansprech-
partnerin bei drohenden Wohnungsver-
lusten und hat ihr Büro direkt vor Ort.
Mietschuldner/-innen, von denen das
Projekt über die Zentrale Fachstelle oder
das kooperierende Wohnungsunter-
nehmen erfährt, werden aufgesucht.
Gemeinsam mit dem betroffenen
Haushalt wird die Situation geklärt und
ein Hilfeplan entwickelt. Schritt für
Schritt soll dann die Wohnung gesichert
werden. 

Neben der Hilfe im Einzelfall haben
Maßnahmen, die dem gesamten Stadt-
teil zu Gute kommen und die Sensibilität
für das Thema Mietschulden erhöhen
sollen, einen hohen Stellenwert in der
Projektarbeit. Veranstaltungen für
Bewohnerschaft und Multiplikatoren,
Öffentlichkeits- und Gremienarbeit sol-
len über die Ursachen von Mietschulden
informieren und Handlungsmöglich-
keiten aufzeigen. Außerdem soll die

Aktuelle Projekte im NRW-Landesprogramm
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Projektmitarbeiterin die Vernetzung von
Wohnungswirtschaft, kommunalen
Diensten, ARGE und Trägern der sozia-
len Arbeit im Stadtteil forcieren. Ziel ist
ein ganzheitlicher, sozialer Handlungs-
ansatz für den Stadtteil.

Der räumliche Schwerpunkt der Pro-
jektarbeit liegt in Abstimmung mit der
Stadt Wuppertal, in einem Wohngebiet,
in dem es durchschnittlich viele soziale
und städtebauliche Probleme gibt. Der
IB unterhält hier den Stadtteiltreff
„Südwind“, der sich u.a. mit Sprach-
kursen für Migrantinnen und gemeinwe-
senbezogenen Aktivitäten im Stadtteil
etabliert hat. Die Stadt Wuppertal plant
im Jahr 2006 ein Familienzentrum im
Stadtteil, in dem unterschiedliche soziale
Angebote angesiedelt werden sollen.
Dabei könnten die Erfahrungen aus dem
jetzt begonnenen, beispielhaften Projekt
der stadtteilbezogenen Prävention ein-
fließen. Zunächst heißt es für das Projekt
jedoch Fußfassen im Netz der relevanten
Akteure und Vertrauen aufbauen zu den
vom Wohnungsverlust bedrohten
Familien.(se)

Kontakt:

Internationaler Bund e.V.

Frau Marlies Pehl

Unterer Grifflenberg 69A

42119 Wuppertal

Telefon: +49 (0) 2 02 - 69 57 651

Telefax: +49 (0) 2 02 - 2 45 34 -50

E-Mail: marlies.pehl@internationa-

ler-bund.de

Website: www.internationaler-bund.de

Die Doppelstrategie: Hilfe zur
Wohnung und Wohnbe-
gleitung und Beratung des
SKM Moers e.V. 
Träger des seit dem 01. September
2005 im NRW-Landesprogramm ge-
förderten Projekts ist der Sozialdienst
katholischer Männer im Bereich Moers
e.V. (SKM), der seit rund zwei Jahr-
zehnten ein breites Angebot an Hilfen
für Menschen in Wohnungsnotfällen
bereithält. Hierzu zählen beispiels-
weise die Betreuung von Bewohnern
und Bewohnerinnen in den Notunter-
künften, die Vermittlung an weiterge-
hende Hilfen anderer Träger sowie die
wohnungs- und existenzsichernde
Hilfe in akuten Wohnungsnotlagen. 

Mit seinen beiden neuen Projekten
Hilfe zur Wohnung und Wohnbe-
gleitung und Beratung setzt der SKM
nun auf eine Doppelstrategie, die alter-
native Wege zur Wohnraumversorgung
für Menschen in Wohnungsnotfällen in
den Kommunen Alpen, Sonsbeck und
Xanten im Kreis Wesel sowie der Stadt
Rheinberg erproben will. Als erster
Schritt der Hilfe erfolgt die Ver-
mittlung in eine angemessene Woh-
nung, die anschließend - im Rahmen
der Begleitung und Unterstützung der
vermittelten Haushalte - dauerhaft
gesichert wird.

Die vom SKM erfassten Zahlen von
2003 zeigen, dass die Problemlage
Wohnungsnot im betrachteten Gebiet
eine wichtige Rolle spielt: Von den ins-
gesamt 735 Menschen, die 2003
Kontakt mit dem Fachbereich Woh-
nungs- und Existenzsicherung des
SKM aufgenommen haben, waren 502
Menschen nicht oder nur unzureichend
mit Wohnraum versorgt. Die Band-
breite der Defizite reichte von einer zu
kleinen Wohnung bis zu besonders gra-
vierenden Fällen, in denen die Be-
troffenen völlig ohne gesicherte Unter-
kunft lebten. Diese insgesamt 225
Menschen lebten bei wechselnden
Freunden, auf der Straße oder in son-
stigen ungesicherten Verhältnissen. Zu

dieser großen Zahl an wohnungslosen
Menschen kamen schließlich noch 127
Bewohner/-innen der städtischen Not-
unterkünfte hinzu. 

Nach den bisherigen Erfahrungen ist
eine zweigleisig gedachte Hilfe – also
die Vermittlung von Wohnraum und
anschließende Nachsorge - besonders
wichtig, weil eine mangelhafte Ver-
sorgung mit angemessenem Normal-
wohnraum häufig kein reines Wohn-
raumproblem ist, sondern an psycho-
soziale und andere individuelle
Schwierigkeiten der hilfesuchenden
Haushalte gekoppelt ist. In vielen
Fällen gelingt es nach Einschätzung
des Trägers demzufolge nur mit einer
gezielten Unterstützung der Betrof-
fenen überhaupt, einen Zugang zum
Wohnungsmarkt zu erschließen und
den Weg zu einer eigenen Mietwohnung
zu ebnen. Die sich anschließende
Nachsorge ist das zweite Standbein des
Hilfekonzeptes, das schließlich den
langfristigen Erfolg – die dauerhafte
Sicherung der Wohnung - gewähr-
leisten soll.

Eine Besonderheit des Projektes liegt
in seiner Verortung im ländlichen
Raum. Die Nord-Süd-Ausdehnung des
Kreises Wesel beträgt rund 20 km, die
Ost-Westausdehnung rund 15 km. Die
Stadt Wesel mit der Kreisverwaltung
liegt in etwa 15 km entfernt auf der
anderen Rheinseite. Moers als größte
Stadt des Kreises liegt ca. 35 km von
den drei Kommunen entfernt. Diese
große Ausdehnung des Kreises, die
ländliche Struktur und die Defizite im
Hilfeangebot stellen die Wohnungsnot-
fallhilfe vor besondere Schwierig-
keiten. Große Entfernungen – sowohl
auf Seiten der Hilfesuchenden als auch
seitens der Hilfeanbieter - müssen
überwunden werden; Defizite, die in
der räumlichen Verteilung der zustän-
digen Stellen und angebotenen Hilfen
liegen, sollen abgebaut werden. In die
geschilderten Lücken des kreisweiten
Hilfesystems setzt der SKM jetzt mit
seinen neuen Projekten an.
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Das Projekt Hilfe zur Wohnung
Laut einer Analyse des SKM erschwert
eine Vielzahl von Rahmenbedingungen
die Vermietung von Wohnraum an
Menschen in Wohnungsnotfällen in
den genannten Kommunen. Dazu gehört
u.a. die Struktur des Wohnungsmark-
tes. Dieser ist gekennzeichnet durch ein
geringes Angebot an  preiswertem
(Miet-)wohnraum – insbesondere für
Singlehaushalte. Darüber hinaus verbin-
den sich eine Reihe von Vermittlungs-
hemmnissen mit den begleiteten Haus-
halten. Auf der einen Seite Pauschal-
beurteilungen und Vorurteile der
Vermieter/-innen und deren Angst vor
finanziellen Einbußen bei Mietausfällen.
Auf der anderen Seite existieren z.T. auf
der Seite des/der Klient/-in wirtschaftli-
che und/oder persönliche Merkmale, die
das Zustandekommen eines Mietver-
trages erschweren. Hierzu zählen z.B.
ein ungünstiges Erscheinungsbild,
Sucht- oder psychische Erkrankungen
sowie Defizite in den Bereichen
Eigenverantwortung, Veränderungsmoti-
vation und Haushaltsführung. Im wirt-
schaftlichen Bereich wirken sich beste-
hende Schulden, Unwissenheit über
rechtliche Rahmenbedingungen, unwirt-
schaftliches Verhalten oder ein sehr
geringes Einkommen negativ auf die
Chancen einer Anmietung aus.

Vor dem genannten Hintergrund hat das
Projekt Hilfe zur Wohnung das Ziel,
durch ein Bündel aus wohnungsmarkt-,
vermieter- und mieterbezogenen Maß-
nahmen für einen verbesserten Zugang
für Menschen in Wohnungsnotfällen auf
den Wohnungsmarkt zu sorgen. Das
Spektrum an Einzelmaßnahmen ist dabei
vielgestaltig. Es reicht von Akquise-
tätigkeiten zur Mobilisierung von
Wohnraum über Zusicherungen an die
Vermieter/-innen über Unterstützungs-
leistungen für die neuen Mietparteien
bis hin zu mieterbezogenen Einzel-
fallhilfemaßnahmen, die bestehende
persönliche oder wirtschaftliche Hin-
dernisse vor der Anmietung beseitigen.

Nachdem durch die eigene Wohnung
ein erster Schritt auf dem Weg in ein
eigenständiges Leben erfolgt ist, setzt
das Projekt Wohnraumbegleitung und
–beratung an.

Das Projekt Wohnraumbegleitung
und –beratung 
Schon in der Umzugsphase unterstützt
der Projektmitarbeiter die begleiteten
Haushalte. Die Organisation der Ummel-
deformalitäten, der Abschluss von Ener-
gieversorgungsverträgen oder die Bean-
tragung von Wohngeld zählen zu den
Angeboten in dieser Phase des Hilfe-
prozesses. Um das Mietverhältnis danach
langfristig zu erhalten, greift der Projekt-
mitarbeiter auf ein breites Spektrum ein-
zelfallbezogener Maßnahmen zurück:
Eine wichtige Rolle spielt zum einen die
materielle Absicherung des Haushaltes.
Dazu können z.B. die Prüfung bzw.
Beantragung von Transferleistungen, die
Einleitung von Entschuldung, eine
Budget-Beratung oder die Regelung der
regelmäßigen Miet- und Energiekosten-
zahlungen gehören. Zum zweiten Bündel
an Maßnahmen zählen psycho-soziale
Hilfen. Das beginnt bei der akuten Kri-
senintervention in Konfliktfällen und
geht bis zur Erarbeitung neuer Berufs-
und Lebensperspektiven. Insbesondere
für die begleiteten Haushalte, die eine
weitere intensive Unterstützung benöti-
gen, um nicht in absehbarer Zeit wieder
in eine Notfallsituation geraten, findet im
Projekt eine enge Kooperation mit ande-
ren Trägern statt. An diesem Netzwerk
aus Hilfen beteiligen sich u.a. die Sucht-
beratung der Caritas, stationäre Therapie-
einrichtungen, Ärzte, Rechtsanwälte, die
Schuldnerberatungsstelle der Diakonie
und die Beratungsstelle für psychisch
kranke Menschen. Nicht zuletzt fungieren
die ehrenamtlich Engagierten, die in den
Caritaskonferenzen organisiert sind, in
den drei Gemeinden als Ansprechpartner /
-innen und tragen damit dazu bei, die
Maschen des Hilfenetzes für Menschen in
Wohnungsnotfällen noch enger zu
stricken.(bp)

Kontakt:
Sozialdienst Katholischer Männer
Bereich Moers e.V.
Hans Joachim Karth
Uerdinger Straße 13
47441 Moers
Telefon: +49 (0) 28 41 – 79 31 –11
Telefax: +49 (0) 28 41 - 17 04 30
E-Mail: skm.moers@t-online.de

Vertrauen aufbauen und Hilfe
anbieten - Aufgaben der auf-
suchenden Beratung in
Dorsten Wulfen-Barkenberg
In Wulfen-Barkenberg, einem benach-
teiligten Stadtteil von Dorsten, häufen
sich nach Beobachtung des städtischen
Sozialraumteams Wulfen soziale Pro-
blemlagen. Unter anderem steigt die
Anzahl jener Familien, denen der Woh-
nungsverlust droht und die nicht recht-
zeitig vom Hilfesystem erreicht werden. 

An diese Familien richtet sich seit dem
01. Juli 2005 das im NRW-Landes-
programm geförderte Projekt der aufsu-
chenden Beratung für Menschen in
Wohnungsnotfällen der Stadt Dorsten.
Ziel des Projektes ist es, diese Menschen
aus der Isolation und den damit verbun-
denen Mietschulden heraus zu holen
und mit den vielfältigen Angeboten des
bestehenden Hilfesystems bekannt und
vertraut zu machen. Angesiedelt ist die
aufsuchende Beratung im Sozialraum-
team Wulfen beim Dezernat für Familie,
Jugend und Soziales der Stadt Dorsten.
Mit der Fallarbeit beauftragt wurden
zwei Sozialarbeiterinnen, die beim
Bürgertreff Dimker Allee e.V. angestellt
sind. Der Bürgertreff ist bereits durch
sein langjähriges ehrenamtliches Enga-
gement sowie ein eigenes Projekt zur
Beratung von Wohnungsnotfällen im
Stadtteil bekannt und genießt Vertrauen
bei den Stadtteilbewohner/-innen.

Um Kontakt zu den Menschen in
prekären Wohnsituationen herzustellen,
erproben die Projektmitarbeiterinnen
während der dreijährigen Projektlaufzeit
unterschiedliche Herangehensweisen
der aufsuchenden Beratung: Sie suchen
die sozialen Angebote im Stadtteil wie
den Mittagstisch, die Beratungsstelle
des örtlichen Beschäftigungsträgers oder
den „Dorstener Laden“ auf. Dort wollen
sie das Gespräch anbieten und über
Hilfen informieren. Außerdem sollen
Kioske, Treppenanlagen, Brücken und
das Gemeinschaftshaus im Stadtteil
regelmäßige Anlaufpunkte der Pro-
jektmitarbeiterinnen werden. Denn
hier halten sich jene Menschen auf,
die keinem städtischen Angestellten
oder Vertreter des Wohnungsunter-
nehmens die Tür auf machen würden. 
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Ist der Kontakt einmal hergestellt,
erwartet die Stadt Dorsten, dass die
Wohnung der betroffenen Familien ge-
sichert werden kann. Um das zu errei-
chen vermitteln und begleiten die Pro-
jektmitarbeiterinnen die Betroffenen
zu den relevanten stadteigenen Hilfen,
darunter die Wohnungsnotfallhilfe der
Zentralen Fachstelle Dorsten. Auf der
Basis des Vertrauensverhältnisses zwi-
schen Betroffenen und Sozialarbeiter-
innen sollen die Selbsthilfepotenziale
wieder geweckt und der Weg in eine sta-
bile Wohnsituation gefunden werden. 

Öffentlichkeitsarbeit wird die aufsu-
chende Hilfe flankieren und mehr
Aufmerksamkeit auf das Thema Wohnen
lenken. Außerdem soll das Projekt die
bereits bestehenden Kooperationsbe-
ziehungen zwischen der Stadt, den sozia-
len Einrichtungen und den örtlichen
Wohnungsunternehmen verstärken, die
sich an der Finanzierung der Projekt-
arbeit beteiligen. Eine große Verände-
rung könnte dem Stadtteil noch bevorste-
hen. Im Rahmen des Programms
Stadtumbau West sollen einige Teile der
Siedlung abgerissen und andere moder-
nisiert werden. In dieser Umbruchphase,
die durch ein gezieltes Stadtteilmana-
gement begleitet werden soll, kommt
dem Projekt eine stabilisierende Bedeu-
tung zu. Die Stadt Dorsten geht davon
aus, dass gerade dann viele Haushalte
verunsichert sind und auf die gezielte
Ansprache durch die aufsuchende
Beratung ansprechen werden.(se)

Kontakt:
Stadt Dorsten
Hubert Kuhn, Joachim Tiehoff
Postfach 21 02 65 
46269 Dorsten
Telefon: +49 (0) 23 62 - 66 46 70
Telefax: +49 (0) 23 69 – 20 96 11
E-Mail: hubert.kuhn@dorsten.de

joachim.tiehoff@dorsten.de
Website: www.dorsten.de

FrauenWohnen -
Aufsuchende Beratung für
Frauen in Wohnungsnotlagen
in Minden
Seit dem 01. September 2005 gibt es
ein neues präventives Hilfeangebot für
Frauen in Minden: Die aufsuchende
Beratung zur Vermeidung von Woh-
nungslosigkeit. Träger des im NRW-
Landesprogramm geförderten Pro-
jektes ist das HeXenHauS - Hilfe für
Frauen in Krisensituationen e.V. in
Espelkamp. Dort sind die meisten der
trägereigenen Hilfeangebote für woh-
nungslose Frauen verortet: die Frauen-
beratungsstelle, das Frauenhaus und der
Frauentreffpunkt. In Espelkamp und in
Minden ist das HeXenHauS mit sei-
nen Projekten „alleinelebenlernen“ als
teilstationäres Angebot nach § 67 SGB
XII und FrauenWohnen präsent.   Durch
die langjährige Tätigkeit des HeXen-
HauS entstand ein professionelles
Hilfesystem für Frauen in Wohnungs-
notlagen, dessen Einrichtungen einen
wesentlichen Bestandteil der ländlich
geprägten sozialen Infrastruktur im
Kreis Minden-Lübbecke ausmachen.

Die Erfahrung des HeXenHauS hat
gezeigt, dass eine deutliche Versor-
gungslücke für wohnungslose Frauen
im Mindener Hilfesystem besteht. Es
fehlte an einem präventiven Angebot,
das Frauen und ihre Kinder erreicht
bevor verschiedene Problemlagen in
einer Krise münden und soziale
Bezüge auf Grund von Wohnungs-
losigkeit aufgegeben werden müssen.
Mit der Unterstützung des Projektes
der aufsuchenden Beratung im
Rahmen des NRW-Landesprogramms
soll sich das langfristig ändern. 

Die aufsuchende Beratung verfolgt
zwei Ziele: den Aufbau eines trag-
fähigen Netzwerkes für Wohnungs-
notfälle in Minden und den Erhalt und
die Sicherung von Wohnraum. Sie
wendet sich an Frauen in besonders
belasteten sozialen Bezügen, die vom
Verlust ihrer Wohnung bedroht oder
betroffen sind, die in ihren
Lebensbezügen verbleiben wollen
und die gleichzeitig über genug
Ressourcen verfügen, mit aufsuchen-
der Hilfe ihre Schwierigkeiten zu
kompensieren.

Zunächst konzentriert sich die aufsu-
chende Beratung auf Mieterinnen in
Wohnungsnotlagen im Bestand der
kooperierenden Wohnungsbaugesell-
schaft GAGFAH. Um den Kontakt her-
zustellen, sind Hausbesuche, schrift-
liche oder telefonische Ansprache und
Informationen über die Projektleistun-
gen vorgesehen. Um die wohnungslosen
jungerwachsenen Frauen im Mindener
Innenstadtbereich zu erreichen, setzt das
Projekt auf den klassischen Streetwork-
ansatz. Mittelfristig sollen Sprech-
stunden in anderen Einrichtungen und
damit an anderen Standorten in Minden
selbst und im Kreis Minden-Lübbecke
etabliert werden. Im Anschluss an eine
gelungene Kontaktphase sind lebens-
weltorientierte Einzelfallhilfe, wohnort-
nahe Gruppenangebote sowie kurz-
fristige Hilfe und punktuelle Unter-
stützung zur Vermittlung oder
Sicherung einer Wohnung vorgesehen.

Um eine tragende Vernetzung aller

Akteure der Mindener Wohnungsnot-

fallhilfe aufzubauen plant das Projekt

ebenfalls ein Maßnahmespektrum um-

zusetzen. Dazu gehören die Informa-

tion von Wohnungsanbieter/-innen

und Einrichtungen über das neue so-

ziale Dienstleistungsangebot, die Son-

dierung vorhandener Akteure sowie

die Erfassung und Katalogisierung

aller Angebote. Entstehen soll so eine

Netzwerkkarte. Öffentlichkeitsarbeit

plus effektiver und verlässlicher Fall-

arbeit sind Grundlage für den kon-

struktiven Dialog aller Akteure, der

ein bedarfsgerechteres frauenspezifi-

sches Hilfenetz schaffen soll.(mg)

Kontakt:
HeXenHauS – Hilfe für Frauen in
Krisensituationen e.V.
FrauenWohnen - „alleinelebenlernen“
Frau Ursula Büchsenschütz
Wilmersdorfer Weg 5
32429 Minden
Telefon: +49 (0) 5 71 – 38 56 750
Mobil: +49 (0) 175 – 57 33 892
E-Mail:FrauenWohnen@Hexenhaus-
Espelkamp.de
Website: www.hexenhaus-espelkamp.de
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Vom urbanen Wohnen im
Grünen zum Problemstadtteil
– und wieder zurück? 
Modellprojekt der Aufsuchenden
Beratung zur Wohnraumsicherung
in Köln-Porz-Finkenberg

Das Land Nordrhein-Westfalen fördert
mit der aufsuchenden Beratung zur
Wohnraumsicherung ein dreijähriges
Modellprojekt in Köln Porz-Finkenberg.
Träger ist die Diakonie Michaelshoven
e.V., die verschiedene soziale Hilfen in
Köln und im Oberbergischen Kreis
anbietet.

Zum Unternehmensbereich Wohnungs-
losenhilfe gehören stationäre Einrich-
tungen, betreute Wohnformen und Be-
ratungsangebote für Wohnungslose
wie die Beratungsstelle für Frauen im
rechtsrheinischen Köln. Neu hinzuge-
kommen sind in diesem Jahr eine
Notschlafstelle nach dem Ordnungsbe-
hördengesetz in Köln Porz-Wahn und
die aufsuchende Beratung zur Wohn-
raumsicherung in Porz-Finkenberg.

In den 1970er Jahren wurde Finken-
berg als Hochhaussiedlung in der
damals noch selbstständigen Stadt
Porz gebaut. Als vorbildlich galten die
geplante soziale Mischung der Be-
völkerung, die Stadtrandlage sowie ein
breites Angebot an Geschäften und
anderen Einrichtungen im Viertel:
Urbanes Wohnen im Grünen als   Modell.

Heute gilt das Viertel als Problem-
stadtteil: der Anteil von Einkommens-
armen, Arbeitslosen, Jugendlichen und
Menschen mit Migrationshintergrund
ist wesentlich höher als in der
Gesamtstadt. Die Verkehrsanbindung
ist unzureichend. Wegen des schlech-

ten Zustands der Wohngebäude, der
Freiflächen und des Stadtteilzentrums
gilt Porz-Finkenberg als sanierungsbe-
dürftig. 

Seit 2004 bietet die oben erwähnte
Beratungsstelle einmal wöchentlich
Beratung für Frauen in Finkenberg an.
In diesen Sprechstunden stellten die
Mitarbeiterinnen der Diakonie fest,
dass Familien in Not, die von Woh-
nungsverlust akut bedroht sind, häufig
die wenigen im Stadtteil bestehenden
Hilfeangebote nicht wahrnehmen. So
entstand die Idee einer kontinuierli-
chen aufsuchenden Beratung zur
Wohnraumsicherung im Stadtteil. Seit
dem 01. September 2005 fördert das
NRW-Landesprogramm eine Stelle,
die sich zwei Sozialarbeiterinnen tei-
len. Eine von ihnen spricht fließend
russisch. Dadurch verspricht sich das
Projekt erleichterten Zugang zu den
vielen Bewohner/-innen aus den
Staaten der ehemaligen Sowjetunion.

Die Fachstelle Wohnen des Kölner
Sozialamtes und Vermieter/-innen ver-
mitteln Haushalte in Wohnungsnot-
lagen an das Projekt. Über konkrete
Terminvereinbarungen und Hausbe-
suche stellt die aufsuchende Beratung
dann Kontakt her, um gemeinsam mit
den Betroffenen den Wohnraum zu
sichern.

Die Sozialarbeiterinnen informieren
und beraten über Möglichkeiten der
Wohnraumsicherung und vermitteln
gegebenenfalls weitergehende Hilfen.
Sie gewährleisten die Beratung und
Begleitung von Haushalten, bei denen
die Fachstelle Wohnen den akuten
Wohnraumverlust abgewendet hat und
die weitergehenden Hilfebedarf haben.

Ziele der aufsuchenden Beratung sind
außerdem die Vernetzung der beste-
henden Hilfeangebote im Viertel und
die Steigerung des Bekanntheitsgrades
des Angebotes durch gezielte Öffent-
lichkeitsarbeit.

Zweimal wöchentlich bietet die aufsu-
chende Beratung eine offene Sprech-
stunde im Stadtteilbüro an, das sich
unterschiedliche Einrichtungen zeit-
versetzt teilen: das Jugendamt, die
Polizei, die Abfallwirtschaft, die
Frauenberatungsstelle, der Jugendmi-
grationdienst, das Amt für Stadtent-
wicklung und Statistik und die Job-
börse. Die Räume der Notschlafstelle
im Nachbarstadtteil Wahn werden als
weitere Standorte für Beratungster-
mine genutzt. 

Die Beratung im Projekt ist frauenspezi-
fisch ausgerichtet, da Frauen nach den
Erfahrungen des Trägers eine größere
Offenheit gegenüber Beratungsange-
boten haben. Sie sollen die Türöffner zu
den Familien sein und den Weg zur
Wohnraumsicherung ebnen.(os)

Kontakt:

Diakonie Michaelshoven e.V.
Aufsuchende Beratung zur Wohn-
raumsicherung 
Petra Feldhoff, Hanna Lechky
Auf dem Düppel 26
51147 Köln
Telefon: +49 (0) 22 03 – 20 59 97
Telefax: +49 (0) 2 21 - 37 649-33
E-Mail: wohnraumsicherung@diako-
nie-michaelshoven.de
Website: www.michaelshoven.de
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„Erst verlor ich meine Arbeit
und jetzt meine Wohnung...“ 
Eine neue „Beratungsstelle für Woh-
nungsnothilfe“ bietet wohnprojektbe-
zogene Beratung und Begleitung in
der Moerser Arbeitslosenberatungs-
stelle an

Seit dem 01. Mai 2005 fördert das Land
Nordrhein-Westfalen das Modellpro-
jekt der wohnprojektbezogenen Be-
ratung und Begleitung in der Stadt
Moers. Träger ist die Pro Arbeit
Niederrhein gGmbH. Deren alleiniger
Gesellschafter ist das Moerser Arbeits-
losenzentrum e.V. (MALZ), ein Zu-
sammenschluss von örtlichen DGB-
Gewerkschaftern, Betriebs- und Per-
sonalräten und der Initiative von
Arbeitslosen in Moers. Pro Arbeit
Niederrhein gGmbH und MALZ e.V.
arbeiten konzeptionell und organisato-
risch eng zusammen, um die Isolation
von Arbeitslosen aufzubrechen und
deren Interessen zu vertreten. Ge-
meinsam haben beide Träger mehrere
Arbeitslosenzentren sowie Beratungs-,
Beschäftigungs- und Bildungsein-
richtungen für Arbeitslose aufgebaut.
Verbindend ist das humanistische
Weltbild als Fundament für ihr En-
gagement sowie die klientenzentrierte
Gesprächsführung nach Rogers und
das Empowerment-Konzept nach
Herriger als methodische Ansätze in
der sozialen Beratung.

Viele Arbeitslose sind akut von
Wohnungslosigkeit bedroht. Durch die
Auswirkungen von Hartz IV wird sich
die Wohnungsnotfallproblematik nach
Einschätzung von Pro Arbeit Niederrhein
GmbH und des örtlichen Sozialamtes
weiter verschärfen. Bei der Beratungs-
stelle für Arbeitslose in Moers wurde
deswegen im Rahmen des Landespro-

gramms eine zusätzliche Stelle der
wohnprojektbezogenen Beratung und
Begleitung eingerichtet.

Besonders ALG II-Bezieher/-innen
sollen angesprochen werden. Die
wohnprojektbezogenen Beratung und
Begleitung richtet sich aber auch an
andere Moerser Haushalte, die akut
von Wohnungslosigkeit bedroht waren
bzw. es noch sind. 

Der Zugang zur Zielgruppe erfolgt auf
vier Wegen: Die Mitarbeiter/-innen
von Pro Arbeit Niederhein gGmbH
und MALZ e.V. informieren ihre
Klienten/-innen über das Angebot der
wohnprojektbezogenen Beratung und
Begleitung. Das Sozialamt vermittelt
Personen, bei denen eine Miet-
schuldenübernahme bereits stattgefun-
den hat, zur nachsorgenden Hilfe.
Wohnungsbauunternehmen oder soziale
Einrichtungen vermitteln Mieter/-
innen in gefährdeten Wohnver-
hältnissen. Besonders erfolgreich ist
der vierte Zugangsweg: Die mobile
Beratung vor der Arbeitsagentur, die
einen direkten Zugang und eine direkte
Ansprache des Klientels ermöglicht.

Um die Zahl von Wohnungskün-
digungen und Zwangsräumungen in
Moers nachhaltig zu reduzieren,
umfasst das Leistungsangebot des
Projektes vier sich ergänzende Säulen:
die Sicherung der Wohnung in akuten
Krisensituationen, die psychosoziale
Beratung, präventive Maßnahmen zur
dauerhaften Wohnraumsicherung und
die Vermittlung in sozialversiche-
rungspflichtige Beschäftigung. 

Gemeinsam wird von Hilfesuchendem
und Helfendem ein individueller und
verbindlicher Hilfeplan erstellt.

Selbstverantwortliches Handeln wird
unterstützt. Unwirtschaftliches Verhalten
wird reflektiert und neue Wege werden
erarbeitet. Sozialleistungen werden
vermittelt, über Maßnahmen zur
Schuldenregulierung wird informiert. 

Kooperationspartner der wohnprojekt-
bezogenen Beratung und Begleitung
sind neben dem Sozialamt, der
Arbeitsagentur, der ARGE und dem
Bauverein Moers e.G. vor allem das
Diakonische Werk, der Sozialdienst
katholischer Männer im Bereich Moers
e.V., der Paritätische und die Tafel
Moers e.V.. Ziel der wohnprojektbezo-
genen Beratung ist es, bestehende Ko-
operationsansätze zu einem verbindli-
chen Netzwerk für das Stadtgebiet in
Form eines Runden Tisches auszubauen. 

Die Pro Arbeit Niederrhein gGmbH
betritt mit der wohnprojektbezogenen
Beratung und Begleitung erstmals das
Feld der Wohnungsnotfallhilfe. Ihre
Kompetenz als Träger der Arbeits-
losenberatung soll den Menschen in
Wohnungsnot in der Stadt Moers den
Weg in den ersten Arbeitsmarkt
ebnen.(os)

Kontakt:
Pro Arbeit Niederrhein gGmbH
Peter Degenhardt
Hombergerstr. 73
47441 Moers
Telefon: +49 (0) 28 41 – 88 33 221
Telefax: +49 (0) 28 41 – 88 33 211
E-Mail: degenhardt@malz.de
Website: www.malz.de/bfw.htm

Plattform  05.10.2006  9:59 Uhr  Seite 28



29

Plattform 1/06

Prävention

Das Landesprogramm des
Familienministeriums stößt
ein neues Hilfesystem in
Herford an: integriert, trä-
gerübergreifend und für alle
von Wohnungsnot bedrohten
und betroffenen Haushalte
zuständig
Herford soll eine Stadt ohne
Notunterkünfte werden. Dazu braucht
es ein Hilfesystem, das Wohnungs-
losigkeit nachhaltig verhindert und
dauerhafte Reintegration schafft. Ein
solches Hilfesystem zu entwickeln und
dabei alle Zielgruppen, Hilfeformen
und Träger mitzunehmen ist Ziel eines
beispielhaften Projektes, das seit
Dezember 2004 im NRW-Landes-
programm Wohnungslosigkeit vermei-
den – dauerhaftes Wohnen sichern in
Herford gefördert wird. 

Ein breiter Verbund aus Akteuren der
Wohnungsnotfallhilfe hat sich in
Herford darauf verständigt, das trä-
gerübergreifende Gesamthilfesystem
für von Wohnungslosigkeit bedrohte
und betroffene Haushalte entstehen zu
lassen. Zu den Beteiligten zählen
neben Stadt und Kreis Herford auch
die örtlichen Freien Träger, darunter
die Evangelische Diakoniestiftung
Herford, der Sozialdienst katholischer
Frauen e.V., der VAB e.V. und der
Herforder Mittagstisch e.V.. Mit am
Tisch sitzen außerdem die Wohn- und
Wirtschafts-Service GmbH, größter
Anbieter von Wohnungen in Herford,
und die ARGE. Die Gesellschaft für
Innovative Sozialforschung und

Sozialplanung e.V. (GISS) begleitet
den Entwicklungsprozess des Gesamt-
hilfesystems aus wissenschaftlicher
Sicht. 

Das Projekt Gesamthilfesystem ist auf
drei Jahre angelegt. In einem mehrstu-
figen Prozess wird das alte Hilfe-
system umgebaut und ein völlig neues
Hilfesystem entsteht. Sowohl bei der
Entwicklung des Systems wie auch
beim dauerhaften Betrieb werden alle
Beteiligten mitwirken. Das neue
Gesamthilfesystem soll einerseits
Wohnungslosigkeit vollständig abbauen
und die betroffenen Haushalte dauer-
haft in normale Mietwohnungen inte-
grieren. Andererseits wird die Prä-
vention so gestaltet, dass keine erneute
Wohnungslosigkeit entsteht. Das neue
Hilfesystem verknüpft alle Maß-
nahmen zur Prävention und Reinte-
gration, die von der Stadt und den
Freien Trägern bisher vorgehalten wur-
den und ergänzt sie dort wo Lücken
sind. 

Zu Beginn des Projektes bildeten alle
Akteure eine Projektgruppe, die von
der GISS e.V. moderiert, alle weiteren
Schritte erarbeitete. Diese Projekt-
gruppe analysierte den Aufbau und die
Wirkungsweise des derzeitigen Hilfe-
systems. Die Bestandsanalyse zeigte,
wo die Hilfen für von Wohnungs-
losigkeit bedrohte und betroffene
Haushalte optimierungsbedürftig sind. 
Ausgehend von dieser Ist-Analyse
wurde das Soll formuliert. Man einigte
sich auf eine Definition für Wohnungs-

notfälle und verständigte sich über die
Leitlinien des neuen Gesamthilfe-
systems. Es entstand außerdem ein
Modell, wie zukünftig die Hilfe orga-
nisiert werden soll: Kernstück wird
eine Zentrale Anlauf-, Beratungs- und
Vermittlungsstelle sein, die Kontakt zu
allen Haushalten in Wohnungsnot her-
stellt, deren Hilfebedarf ermittelt und
sie in das Hilfesystem vermittelt. 

Als einer der ersten Schritte wird eine
Fachkonzeption für den Aufbau des
trägerübergreifenden Gesamthilfesys-
tems entworfen. Sie enthält einheitli-
che Definitionen, Ziele, Aufgaben und
Funktionselemente. Nachdem sich die
Akteure einschließlich der Kosten-
träger auf diese Konzeption geeinigt
haben, wird mit der Umsetzung begon-
nen. Ob das neue Gesamthilfesystem
funktioniert wird anhand von Evalua-
tionsinstrumenten überprüft. Im Mai
2007 soll das Projekt abgeschlossen
sein.(se)

Kontakt:
Stadt Herford
Rathaus, Abteilung Soziales
Frau Ingrid Ambratis 
Postfach 2843
32046 Herford
Telefon: +49 (0) 52 21 – 18 94 29
Telefax: +49 (0) 52 21 – 18 98 50
E-Mail: ingrid.ambratis@herford.de
Website: www.herford.de
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Forschungsverbund
Wohnungslosigkeit und
Hilfen in Wohnungsnotfällen
legt Bericht vor
Der vom Bundesforschungsminis-
terium geförderte Verbund Woh-
nungslosigkeit und Hilfen in Woh-
nungsnotfällen hat nach dreijähriger
Forschungstätigkeit seine Ergeb-
nisse vorgelegt. An dem For-
schungsverbund beteiligt waren die
Gesellschaft für Innovative Sozial-
forschung und Sozialplanung e.V.
aus Bremen, die Gesellschaft für
Sozialwissenschaftliche Frauenfor-

schung e.V. aus Frankfurt/Main und
das Institut Wohnen und Umwelt
GmbH IWU aus Darmstadt. 

Diese drei haben mit Unterstützung
durch die BAG Wohnungslo-
senhilfe e.V. aus unterschiedlicher
Perspektive auf das Thema Woh-
nungsnot geschaut. Ihre interessan-
ten Ergebnisse und Empfehlungen
stehen nun Praxis und Wissenschaft
unter http://www.forschungsverbund-
wohnungsnotfaelle.de zum down-
load zur Verfügung.

www.wohnungsnotfallhilfe.
nrw.de jetzt in Englisch
Die Website der Programmgeschäfts-
stelle zum NRW-Landesprogramm
www.wohnungsnotfallhilfe.nrw.de
steht jetzt auch in englischer Sprache
zur Verfügung. Ausgewählte Inhalte
wie z.B. die Ziele des NRW-Landes-
programms sowie allgemeine Infor-
mationen zur nordrhein-westfälischen
Wohnungsnotfallhilfe sollen dazu die-
nen, auch über die Grenzen Deutschlands
hinweg den Dialog über innovative
Projekte der Wohnungsnotfallhilfe zu
unterstützen. 

Hinweise
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Dokumentation der
Fachtagung „Neue Wege bei
Wohnungsnot und
Obdachlosigkeit von Frauen“
liegt vor
Am 26.11.2004 fand in Köln die
europäische Fachtagung „Neue Wege
bei Wohnungsnot und Obdachlosigkeit
von Frauen” statt. Veranstaltet wurde
sie vom Ministerium für Generationen,
Familien, Frauen und Integration des
Landes Nordrhein-Westfalen sowie
von der Landesarbeitsgemeinschaft
der öffentlichen und freien Wohlfahrts-
pflege in Nordrhein-Westfalen. Die
Veranstalter reagierten mit der Tagung
auf den wachsenden Problemdruck im
Hinblick auf die Zunahme wohnungslo-
ser Frauen, die hohe Dunkelziffer in die-
ser Gruppe sowie neue Anforderungen
an das Hilfesystem, die sich aus dieser
Situation ergeben.

Die Veranstaltung verfolgte zwei
Ziele: Zum einen sollte sie ein Forum für
innovative Ideen zur Entwicklung nach-
haltiger Geschlechter gerechter Stra-
tegien gegen Wohnungsnot bieten und
zum anderen zukunftsorientierte Wege
in Nordrhein-Westfalen und in Europa
beschreiben und zur Diskussion stellen.

Der einführende Teil der Veranstaltung
thematisierte die hohe Aktualität des
Themas Wohnungsnot und Obdach-
losigkeit von Frauen und vermittelte
einen Überblick über die europäischen
Problemdimensionen und Lösungsan-
sätze. Anschließend standen die unter-
schiedlichen Entstehungshintergründe,
Lebenssituationen und Hilfebedarfe
von Frauen und Männern in Woh-
nungsnotfällen im Mittelpunkt der Be-
trachtung. In diesem Kontext schlos-
sen sich Überlegungen zur Real-
isierung eines Geschlechter gerechten

Hilfesystems, das die systematische
Entwicklung eines Netzes von Frauen
gerechten Hilfen beinhaltet, an. 
Im zweiten Teil der Veranstaltung wur-
den Praxisbeispiele aus Nordrhein-
Westfalen, Großbritannien und
Schweden präsentiert, die mögliche
Ansatzpunkte für eine Frauen ge-
rechte Wohnungsnotfallhilfe aufzei-
gen konnten. Den Abschluss der
Fachtagung bildete die Podiums-
diskussion, die unter der Frage-
stellung „Geschlechter gerechte Woh-
nungsnotfallhilfe - eine Strategie für
die Zukunft?” die vorgetragenen Ge-
danken aufnahm und in der Dis-
kussion weiterentwickelte.
Die Dokumentation dieser Fachtagung
kann nun unter http://www.wohnungs-
notfallhilfe.nrw.de/de/infothek/woh-
nungsnot-frauen.html  abgerufen wer-
den.

BAG-Wanderausstellung
Wohnungslose im National-
sozialismus an der Univer-
sität Duisburg-Essen zu Gast
In der Zeit vom 11. Dezember 2006
bis 12. Januar 2007 ist die Aus-
stellung Wohnungslose im National-
sozialismus in der Universitäts-
bibliothek am Campus Duisburg zu
besichtigen. Herr Dr. Wolfgang
Ayaß, der die Ausstellung konzi-
pierte, wird im Rahmen der Er-
öffnungsfeier am 11. Dezember 2006
um 14 Uhr in die Ausstellung ein-
führen. Ein Ausstellungsbesuch ist
dann bis zum 12. Januar 2007 mon-
tags - donnerstags von 9-21 Uhr,
freitags von 9-19 Uhr und samstags
von 9-14 Uhr möglich. Die Anreise-
beschreibung entnehmen Sie bitte
der Homepage zum NRW-Landes-
programm: www.wohnungsnotfall-
hilfe. nrw.de.

Die nächste Ausgabe der
Plattform …
widmet sich dem Thema Bürger-
schaftliches Engagement. Wir haben
die Projektträger im NRW-Landespro-
gramm nach dem Stellenwert von
Bürgerschaftlichem Engagement und
Ehrenamt in ihrer Arbeit für
Menschen in Wohnungsnot befragt.
Ergänzend zu deren Aussagen werden
beispielhafte Projekte vorgestellt.

Die bisherigen Schwerpunkt-
themen der Plattform:
1/97: Frauen in Wohnungsnotfällen 
1/98: Gesundheit und Wohnungslo-

sigkeit 
2/98: Wohnungsnotfallhilfe (auch!)

im Stadtteil 
3/98: Das Modell Zentrale Fachstelle 
1/99: Junge Menschen in Wohnungs-

notfällen 
2/99: Wohnraum für Wohnungsnot-

fälle 
3/99: Aufsuchende Hilfe- und Bera-

tungsangebote für Wohnungs-
notfälle 

1/00: Stadt ohne Obdach – Zur
Auflösung und Umwandlung
kommunaler Notunterkünfte 

1/01: Den Wandel gestalten?! – Hilfen
für allein stehende von Woh-
nungslosigkeit betroffene und
bedrohte Männer (vergriffen)

2/01: Wege ebnen, Brücken bauen –
Aufsuchende Krankenpflege als
Teil einer sozialen Medizin 
für Menschen in Wohnungsnot
(vergriffen)

1/02: Dokumentation in der Woh-
nungsnotfallhilfe

1/03: Aufsuchende Beratung in der
Wohnungsnotfallhilfe

1/04: Wohnungsnotfallhilfe für Mi-
grantinnen und Migranten

2/04: Wohnungsnotfallhilfe mit System
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Universität Duisburg-Essen, Institut für Politik-
wissenschaft, Lotharstraße 65, 47057 Duisburg

Impressum
Plattform wird herausgegeben von
der Arbeitsgruppe Programmge-
schäftsstelle. Die Programmgeschäfts-
stelle arbeitet im Rahmen des vom
Familienministerium des Landes
Nordrhein-Westfalen aufgelegten
Landesprogramms Wohnungslosig-
keit vermeiden - dauerhaftes Wohnen
sichern an der Universität Duisburg-
Essen. Zu den Aufgaben der
Programmgeschäftsstelle gehört die
Koordination des Landesprogramms,
die Beratung aller am Landesprog-
ramm Interessierten und Beteiligten,
der Transfer der Erkenntnisse und
Erfahrungen aus den Modellprojek-
ten in die Praxis und die Begleit-
forschung der Modellprojekte.

Satz und Gestaltung
Stitz + Betz GmbH, Dortmund

Mitarbeit an dieser Ausgabe
Sofie Eichner (se), Mirjam Goerrig
(mg), Barbara Paul (bp), Oskar
Schlaak (os) unter Mitarbeit von
Jasmina Marouf und Christine Mause.
Wir danken außerdem allen
Kooperationspartner/-innen für ihre
Beiträge zu dieser Plattform.

Redaktionsschluss:
31.10.2005 / 31.07.2006

© Universität Duisburg-Essen
AG Programmgeschäftsstelle

Lotharstraße 65
47057 Duisburg
Telefon: +49 (0) 2 03 – 37 91 714
Telefax: +49 (0) 2 03 – 37 91 705
E-Mail: pg@uni-due.de
Website: www.wohnungsnotfallhilfe.
nrw.de

Auflage 1.500, Duisburg
Ausgabe 1/2006

Plattform  05.10.2006  9:59 Uhr  Seite 32



<<
  /ASCII85EncodePages false
  /AllowTransparency false
  /AutoPositionEPSFiles true
  /AutoRotatePages /None
  /Binding /Left
  /CalGrayProfile (Dot Gain 20%)
  /CalRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CalCMYKProfile (U.S. Web Coated \050SWOP\051 v2)
  /sRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CannotEmbedFontPolicy /Error
  /CompatibilityLevel 1.4
  /CompressObjects /Tags
  /CompressPages true
  /ConvertImagesToIndexed true
  /PassThroughJPEGImages true
  /CreateJDFFile false
  /CreateJobTicket false
  /DefaultRenderingIntent /Default
  /DetectBlends true
  /DetectCurves 0.0000
  /ColorConversionStrategy /LeaveColorUnchanged
  /DoThumbnails false
  /EmbedAllFonts true
  /EmbedOpenType false
  /ParseICCProfilesInComments true
  /EmbedJobOptions true
  /DSCReportingLevel 0
  /EmitDSCWarnings false
  /EndPage -1
  /ImageMemory 1048576
  /LockDistillerParams false
  /MaxSubsetPct 100
  /Optimize true
  /OPM 1
  /ParseDSCComments true
  /ParseDSCCommentsForDocInfo true
  /PreserveCopyPage true
  /PreserveDICMYKValues true
  /PreserveEPSInfo true
  /PreserveFlatness true
  /PreserveHalftoneInfo false
  /PreserveOPIComments true
  /PreserveOverprintSettings true
  /StartPage 1
  /SubsetFonts true
  /TransferFunctionInfo /Apply
  /UCRandBGInfo /Preserve
  /UsePrologue false
  /ColorSettingsFile (None)
  /AlwaysEmbed [ true
  ]
  /NeverEmbed [ true
  ]
  /AntiAliasColorImages false
  /CropColorImages true
  /ColorImageMinResolution 300
  /ColorImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleColorImages true
  /ColorImageDownsampleType /Bicubic
  /ColorImageResolution 72
  /ColorImageDepth -1
  /ColorImageMinDownsampleDepth 1
  /ColorImageDownsampleThreshold 1.00000
  /EncodeColorImages true
  /ColorImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterColorImages true
  /ColorImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /ColorACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /ColorImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000ColorACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000ColorImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasGrayImages false
  /CropGrayImages true
  /GrayImageMinResolution 300
  /GrayImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleGrayImages true
  /GrayImageDownsampleType /Bicubic
  /GrayImageResolution 72
  /GrayImageDepth -1
  /GrayImageMinDownsampleDepth 2
  /GrayImageDownsampleThreshold 1.00000
  /EncodeGrayImages true
  /GrayImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterGrayImages true
  /GrayImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /GrayACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /GrayImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000GrayACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000GrayImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasMonoImages false
  /CropMonoImages true
  /MonoImageMinResolution 1200
  /MonoImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleMonoImages true
  /MonoImageDownsampleType /Bicubic
  /MonoImageResolution 72
  /MonoImageDepth -1
  /MonoImageDownsampleThreshold 1.00000
  /EncodeMonoImages true
  /MonoImageFilter /CCITTFaxEncode
  /MonoImageDict <<
    /K -1
  >>
  /AllowPSXObjects false
  /CheckCompliance [
    /None
  ]
  /PDFX1aCheck false
  /PDFX3Check false
  /PDFXCompliantPDFOnly false
  /PDFXNoTrimBoxError true
  /PDFXTrimBoxToMediaBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXSetBleedBoxToMediaBox true
  /PDFXBleedBoxToTrimBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXOutputIntentProfile (None)
  /PDFXOutputConditionIdentifier ()
  /PDFXOutputCondition ()
  /PDFXRegistryName ()
  /PDFXTrapped /False

  /Description <<
    /CHS <FEFF4f7f75288fd94e9b8bbe5b9a521b5efa7684002000410064006f006200650020005000440046002065876863900275284e8e9ad88d2891cf76845370524d53705237300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c676562535f00521b5efa768400200050004400460020658768633002>
    /CHT <FEFF4f7f752890194e9b8a2d7f6e5efa7acb7684002000410064006f006200650020005000440046002065874ef69069752865bc9ad854c18cea76845370524d5370523786557406300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c4f86958b555f5df25efa7acb76840020005000440046002065874ef63002>
    /DAN <>
    /ESP <>
    /FRA <>
    /ITA <>
    /JPN <FEFF9ad854c18cea306a30d730ea30d730ec30b951fa529b7528002000410064006f0062006500200050004400460020658766f8306e4f5c6210306b4f7f75283057307e305930023053306e8a2d5b9a30674f5c62103055308c305f0020005000440046002030d530a130a430eb306f3001004100630072006f0062006100740020304a30883073002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee5964d3067958b304f30533068304c3067304d307e305930023053306e8a2d5b9a306b306f30d530a930f330c8306e57cb30818fbc307f304c5fc59808306730593002>
    /KOR <FEFFc7740020c124c815c7440020c0acc6a9d558c5ec0020ace0d488c9c80020c2dcd5d80020c778c1c4c5d00020ac00c7a50020c801d569d55c002000410064006f0062006500200050004400460020bb38c11cb97c0020c791c131d569b2c8b2e4002e0020c774b807ac8c0020c791c131b41c00200050004400460020bb38c11cb2940020004100630072006f0062006100740020bc0f002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e00300020c774c0c1c5d0c11c0020c5f40020c2180020c788c2b5b2c8b2e4002e>
    /NLD (Gebruik deze instellingen om Adobe PDF-documenten te maken die zijn geoptimaliseerd voor prepress-afdrukken van hoge kwaliteit. De gemaakte PDF-documenten kunnen worden geopend met Acrobat en Adobe Reader 5.0 en hoger.)
    /NOR <>
    /PTB <>
    /SUO <>
    /SVE <>
    /ENU (Use these settings to create Adobe PDF documents best suited for high-quality prepress printing.  Created PDF documents can be opened with Acrobat and Adobe Reader 5.0 and later.)
    /DEU <>
  >>
  /Namespace [
    (Adobe)
    (Common)
    (1.0)
  ]
  /OtherNamespaces [
    <<
      /AsReaderSpreads false
      /CropImagesToFrames true
      /ErrorControl /WarnAndContinue
      /FlattenerIgnoreSpreadOverrides false
      /IncludeGuidesGrids false
      /IncludeNonPrinting false
      /IncludeSlug false
      /Namespace [
        (Adobe)
        (InDesign)
        (4.0)
      ]
      /OmitPlacedBitmaps false
      /OmitPlacedEPS false
      /OmitPlacedPDF false
      /SimulateOverprint /Legacy
    >>
    <<
      /AddBleedMarks false
      /AddColorBars false
      /AddCropMarks false
      /AddPageInfo false
      /AddRegMarks false
      /ConvertColors /ConvertToCMYK
      /DestinationProfileName ()
      /DestinationProfileSelector /DocumentCMYK
      /Downsample16BitImages true
      /FlattenerPreset <<
        /PresetSelector /MediumResolution
      >>
      /FormElements false
      /GenerateStructure false
      /IncludeBookmarks false
      /IncludeHyperlinks false
      /IncludeInteractive false
      /IncludeLayers false
      /IncludeProfiles false
      /MultimediaHandling /UseObjectSettings
      /Namespace [
        (Adobe)
        (CreativeSuite)
        (2.0)
      ]
      /PDFXOutputIntentProfileSelector /DocumentCMYK
      /PreserveEditing true
      /UntaggedCMYKHandling /LeaveUntagged
      /UntaggedRGBHandling /UseDocumentProfile
      /UseDocumentBleed false
    >>
  ]
>> setdistillerparams
<<
  /HWResolution [72 72]
  /PageSize [1190.551 1190.551]
>> setpagedevice


